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Rechtsstaatsentwicklung durch Gesetzgebung? –
Das neue Verwaltungsprozessgesetz der 
Volksrepublik China
Daniel Sprick 1

Kaum 1 eine andere Rechtssetzung der Volks-
republik China wird so oft zur Beurteilung deren 
rechtsstaatlicher Entwicklung herangezogen wie 
der Erlass und die Anwendung des Verwaltungs-
prozessgesetzes. 2 Der unmittelbare Zweck dieses 
Gesetzes ist es, dem Bürger die Möglichkeit zu 
geben, mithilfe der Justiz gesetzestreues Verwal-
tungshandeln einzufordern und bestenfalls durch-
zusetzen, so dass das Verwaltungsprozessgesetz 
und dessen Umsetzung ein natürlicher Gradmesser 
für die Rechtsstaatsentwicklung Chinas darstellt. 
Auch der historische Kontext des ursprünglichen 
Gesetzgebungsaktes symbolisiert dessen Bedeu-
tung in der chinesischen Rechtsentwicklung. So 
lag zwischen der Verabschiedung des ersten Ver-
waltungsprozessgesetzes (in der Folge VPG 1990) 
durch den Nationalen Volkskongress am 4. April 
1989 und dessen Inkrafttreten am 1. Oktober 1990 
nicht nur ein ungewöhnlich langer Zeitraum, 3 der 
auf die Notwendigkeit umfassender Vorbereitungs-
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tätigkeiten hindeutet, er überspannt auch die Zeit 
der Protestbewegung auf dem Tiananmen-Platz. 
Die zeitliche Nähe dieser beiden Begebenheiten er-
scheint zunächst widersprüchlich, zeigt aber bereits 
deutlich das Anliegen des Regimes, das sich auf 
dem Tiananmen-Platz bahnbrechende Bedürfnis 
nach Kontrolle der Obrigkeit in die Mechanismen 
der Justiz zu kanalisieren.

Dass die Revision des Verwaltungsprozessge-
setzes (in der Folge VPG 2015) erst am 1. Novem-
ber 2014 durch einen entsprechenden Beschluss des 
Ständigen Ausschusses des 12. Nationalen Volks-
kongresses auf seiner 11. Sitzung erfolgte, 4 erscheint 
in Anbetracht der umfassenden Rechtsreformen in 
den vergangenen 25 Jahren als längst überfälliger 
Schritt. Kaum ein grundlegendes Gesetz der 1980er 
Jahre blieb so lange unverändert wie das VPG 1990. 5 
So wurde z.B. das am 1. Januar 1980 in Kraft getrete-
ne Strafprozessgesetz sowohl am 17. März 1996 als 
auch am 14. März 2012 umfassend revidiert. 6 Das 
Verwaltungsprozessgesetz wurde allerdings mehr-
fach und substantiell durch das Oberste Volksgericht 

4 ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݇ѢׂᬍǉЁढҎ⇥݅㸠ᬓ䆝䆐⊩Ǌ
ⱘއᅮ vom 1. November 2014, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses 
des Nationalen Volkskongresses (ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 
2014, Nr. 6, S. 668 ff.
5 Als Ausnahme kann hier das Umweltschutzgesetz (ЁढҎ⇥݅⦃
๗ֱᡸ⊩) vom 26. Dezember 1989 (Amtsblatt des Staatsrates (ࡵ䰶݀
), 1989, Nr. 26, S. 942 ff.) gelten, welches erst am 24. April 2014 (Amts-
blatt des Ständigen Ausschusses des Nationalen Volkskongresses (ܼ
Ҏ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2014, Nr. 3, S. 332 ff.). Allerdings ist die-
ses Gesetz regelmäßig durch Spezialgesetze ergänzt worden, so dass sich 
die Regelungsmaterie auch vor der Gesetzesrevision weiterentwickelt 
hatte. Auch die Allgemeinen Grundsätze des Zivilrechts (ЁढҎ⇥݅
⇥⊩䗮߭) vom 12. April 1986 (Amtsblatt des Staatsrates (ࡵ䰶݀), 
1989, Nr. 12, S. 371 ff.) kann zu dieser Gruppe zählen, da sie erst wieder 
in einer Generalrevision (݇Ѣׂᬍ䚼ߚ⊩ᕟⱘއᅮ) vom 27. August 2009 
(Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des Nationalen Volkskongresses 
(ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2009, Nr. 6, S. 553 ff.) leicht verän-
dert wurden. Allerdings ist auch dieses Gesetz durch eine Vielzahl von 
zivilrechtlichen Spezialgesetzen erweitert oder dessen Regelungsinhalt 
geändert worden. 
6 ЁढҎ⇥݅ߥџ䆝䆐⊩ vom 1. Juli 1979, Renmin sifa (Ҏ⇥ৌ⊩), 

-
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(in der Folge: OVG) ausgelegt 7 und auch bereits im 
Jahr 2003 durch den 10. Nationalen Volkskongress 
auf die Gesetzgebungsagenda gesetzt. 8 Auffällig 
ist jedoch, dass offenbar eine Gesetzgebungsreife 
erst erreicht wurde, als die Kommunistische Partei 
Chinas (in der Folge: KP) am 23. Oktober 2014 das 
4. Plenum ihres 18. Parteitages unter das Banner ei-
ner umfassenden Förderung der Rechtsstaatlichkeit 
stellte. 9

In der Folge wird zunächst das Verwaltungspro-
zessgesetz des Jahres 1990 kursorisch erörtert, um 
den Stand vor der Revision als Referenz für die Än-
derungen des Gesetzestextes aus dem Jahr 2015 he-
ranziehen zu können. Dabei werden der politische 
Kontext der Verabschiedung problematisiert, die 
zentralen Regelungsinhalte dargelegt und Anwen-
dungsprobleme des Gesetzes erläutert. Den Haupt-
teil dieses Beitrages bildet eine Kommentierung 
des Verwaltungsprozessgesetzes in der Fassung 
des Jahres 2015, wobei neben der Behandlung der 
Revisionsinhalte auch der Gang der Gesetzgebung 
dargestellt wird, um die Komplexität dieses legisla-
torischen Vorhabens zu verdeutlichen. 

Es soll im Laufe der Darstellung gezeigt werden, 
dass ein Großteil der Revisionen des Verwaltungs-
prozessgesetzes kein neues Recht darstellt, sondern 
aus den Justizinterpretationen des OVG übernom-
men wurde, so dass die Neufassung diese Gesetzes 
als Beleg für die prominente Rolle des OVG in der 
Rechtsfortbildung Chinas gelten kann. Es ist des 
Weiteren zu beobachten, dass einerseits der Verwal-
tungsprozess zukünftig verstärkt an Mittelstufenge-
richten verortet wird und andererseits einige Hür-
den der Klageerhebung ausgeräumt wurden, was 
beides als unmittelbare Reaktion auf die nach wie 

-
litischer Macht zu verstehen ist. Verfahren werden 

-
re der Lokalverwaltung entzogen und der für eine 

-
geannahme durch eine umfassende Verrechtlichung 
für den klagenden Bürger verlässlicher gestaltet. 
Ferner wird dargelegt werden, dass die Verwaltung 

7 Die umfassendsten Auslegungen sind: ᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䌃ᕏᠻ㸠 
ǉЁढҎ⇥݅㸠ᬓ䆝䆐⊩Ǌ㢹ᑆ䯂乬ⱘᛣ㾕 (䆩㸠) vom 29. Mai 1991, 
Amtsblatt des Obersten Volksgerichtes (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݀), 1991, Nr. 3, 
S. 23 ff.(in der Folge Auslegung 1991) und ᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣᠻ㸠ǉЁ
ढҎ⇥݅㸠ᬓ䆝䆐⊩Ǌ㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾷䞞 vom 24. November 1999, 
Amtsblatt des Obersten Volksgerichtes (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݀), 2000, Nr. 3, 
S. 87 ff.(in der Folge Auslegung 2000). 
8 Abschlussbericht des Rechtsausschusses des Nationalen Volkskongres-
ses über die Ergebnisse der Prüfung von Vorschlägen durch Abgeordne-
te, die vom Vorsitz der 1. Sitzung des 10. Nationalen Volkskongresses 
eingereicht wurden (ܼҎ⊩ᕟྨਬӮ݇ѢकሞܼҎ⇥ҷ㸼Ӯ
ϔӮ䆂ЏᐁಶѸҬᅵ䆂ⱘҷ㸼ᦤߎⱘ䆂Ḝᅵ䆂㒧ᵰⱘਞ) vom 27. 
Dezember 2003, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des Nationalen 
Volkskongresses (ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2004, Nr. 1, S. 58 ff.
9 Beschluss des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chi-
nas über etliche wichtige Fragen des umfassenden Voranbringens der 
Rechtsstaatlichkeit (Ё݅Ё༂݇Ѣܼ䴶䖯ձ⊩⊏㢹ᑆ䞡䯂乬ⱘއ
ᅮ), in: Zhongguo faxue (Ё⊩ᄺ), 2014, Nr. 6, S. 5 ff.

zukünftig nicht mehr als gesichtslose Entität einer 
Kontrolle unterzogen werden soll, sondern die Trä-
ger der Verwaltungsverantwortung in persona zur 
Rechenschaft gezogen werden sollen. Der Gesetzge-
ber kommt hier seinem ursprünglichen Versprechen 
nach, dass „das Volk Beamte verklagen (⇥ਞᅬ)“ 
kann. Die entsprechenden Revisionsinhalte weisen 
eine deutliche Ausrichtung auf die Wahrnehmung 
des Verwaltungsprozesses bzw. der justiziellen 
Kontrolle der Verwaltung in der Öffentlichkeit auf, 
so dass ein wichtiges Anliegen der Revision sicher-
lich auch ein Vertrauenszuwachs in die obrigkeitli-
chen Strukturen und Mechanismen des Staates und 
damit eine Steigerung der Regimelegitimität ist. 

1. Das Verwaltungsprozessgesetz des Jahres 
1990 

Die Verabschiedung des Verwaltungsprozessge-
setzes im Jahr 1989 kann als legislatorischer Abge-
sang der Bemühungen um eine Komplementierung 
der bereits angestoßenen ökonomischen Reformen 
durch eine Öffnung der politischen Ordnung ge-
sehen werden. Waren die konsequente Trennung 
von KP und Staat, ein Ausbau der Befugnisse der 
Volkskongresse, direkte Wahlen auf den untersten 
politischen Ebenen und umfassende Gesetzgebung 
zur Verfassung staatlichen Handelns und Ausge-
staltung einer Herrschaft des Rechts (⊩⊏) unter 
der Führung des Generalsekretärs der Kommunis-
tischen Partei HU Yaobang (1915–1989) in den letz-
ten Jahren vor dessen Absetzung im Jahr 1987 noch 
zentrale Anliegen, so werden politische Reformen 
unter seinem – im Jahr 1989 dann ebenfalls ent-
machteten – Nachfolger ZHAO Ziyang (1919–2005) 
erkennbar verlangsamt, da sie sich jedweder „libe-
ral-bourgeoisen“ Tendenzen zu enthalten hatten. 10 
Nur wenige Tage nach der Verabschiedung des Ver-
waltungsprozessgesetzes markieren Trauerbekun-
dungen für den am 15. April 1989 verstorbenen HU 
Yaobang, die nicht zuletzt auch als Unterstützung 
seiner liberalen Politik und Kritik an dessen Ent-
hebung durch den stets im Hintergrund aber den-
noch nahezu allmächtig agierenden DENG Xiao-
ping (1904–1997) zu verstehen sind, den Anfang der 
Protestbewegung auf dem Tiananmen-Platz. 11 Das 
Inkrafttreten des Verwaltungsprozessgesetzes am 1. 

10 Einen Überblick über die politische Situation dieser Zeit liefert z.B. 
Richard Baum, Burying Mao. Chinese Politics in the Age of Deng Xiao-

Carlos Wing-hung Lo, China’s Legal Awa-
kening: Legal Theory and Criminal Justice in Deng’s Era, Hong Kong 

Andrew Nathan, China’s Crisis. Dilemmas of Reform and 
Tony Saich, Gover-

David 
Shambaugh, The Chinese State in the Post-Mao Era, in: David Shambaugh 
(Hrsg.), The Modern Chinese State, Cambridge 2000, S. 161 ff. 
11 Zu den konkreten Hintergründen und dem Ablauf der Protestbe- und dem Ablauf der Protestbe- Ablauf der Protestbe-
wegung vgl. z.B. Andrew J. Nathan/Perry Link (Hrsg.), The Tiananmen 

Tony Saich, The Rise and Fall of the Beijing 
People’s Movement, in: The Australian Journal of Chinese Affairs, No. 
24 (1990), S. 181 ff.
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Oktober 1990 fällt hingegen in eine Zeit, die weniger 
durch Bemühungen um verlässliches und überprüf-
bares Verwaltungshandeln geprägt ist, als durch die 
Konsolidierung der Macht um den neuen General-
sekretär der Kommunistischen Partei JIANG Zemin 
(1926–) sowie durch ein Ringen zwischen konserva-
tiven und reformorientierten Kräften innerhalb der 
chinesischen Führung, welches DENG Xiaoping 
erst im Jahr 1992 zugunsten neuerlicher Reformun-
terfangen entschied. 12 

1.1 Rechtspolitischer Kontext des VPG 1990

Die chinesische Rechtsentwicklung ist zu Be-
ginn der 1980er Jahre vornehmlich auf Bereiche kon-
zentriert, die einen unmittelbaren Bezug zur wirt-
schaftlichen Reform- und Öffnungspolitik haben. 
Erst allmählich tritt originäres Verwaltungsrecht als 
wesentlicher Teil der Reformagenda auf den Plan. 
Eine Verrechtlichung von Verwaltungshandeln und 
dessen externe Überprüfbarkeit sind in der Volks-
republik China zunächst im Kontext des maoisti-
schen Erbes einer weitgehenden Überschneidung 
von Staat und KP zu sehen. Auch wenn DENG 
Xiaoping in einer Rede vor dem Zentralkomitee der 
KP bereits am 18. August 1980 eine zaghafte Auf-
lösung der Einheit von KP und Staat auf der täg-
lichen Arbeitsebene skizziert, 13 so tritt jedoch erst 
im Vorlauf zum 13. Parteitag der KP 1987 das Motto 
einer „Trennung von Partei und Staat (ܮᬓߚᓔ)“ 
in den Vordergrund. 14 Im Abschlussbericht dieses 
Parteitages wird schließlich die Notwendigkeit von 
verstärkter Verwaltungsrechtsgesetzgebung betont, 
um Verwaltungshandeln zu standardisieren und 
rechtsförmig zu gestalten. Schließlich sei auch ein 
Verwaltungsprozessgesetz zu erlassen, um Behör-
den und Verwaltungspersonal zu kontrollieren. 15

Insbesondere anhand des legislatorischen Ziels 
des VPG 1990, eine Kontrollfunktion für das Ver-
waltungspersonal zu etablieren, lässt sich dessen 
komplexer rechtspolitischer Kontext illustrieren. 
Traditionell obliegt es der KP, auch den Staatsdienst 

12 Zur politischen Situation nach 1989 vgl. z.B. Lowell Dittmer, The Chan-
ging Shape of Elite Power Politics, in: The China Journal, No. 45 (2001), 

Joseph Fewsmith David 
Shambaugh, Deng Xiaoping: The Politician, in: China Quarterly, Vol. 135 

ZHAO Shuisheng, Deng Xiaoping’s Southern Tour: Elite 
Politics in Post-Tiananmen China, in: Asian Survey, Vol. 33 (1993), Nr. 8, 
S. 739ff. 
13 DENG Xiaoping (䙧ᇣᑇ), Reform des Führungssystems von Partei 
und Staat (ܮᆊ乚ᇐࠊᑺⱘᬍ䴽), in: Renmin ribao (Ҏ⇥᮹), 2. Juli 
1983, S. 1 ff.
14 Insbesondere eine Rede von Zhao Ziyang auf der 7. Sitzung des 12. 
Zentralkomitees am 14. Oktober füllt diese Wendung mit greifbarem In-
halt, wenn es dort – nach umfassenden Beteuerungen, auf welchen Ge-
bieten es keine Trennung geben wird – heißt, dass eine Notwendigkeit 
der Kompetenzaufteilung von Partei und Staat gebe (ᖙ乏ᅲ㸠ܮᬓ㘠㛑
  ᓔ). ZHAO Ziyang (䍉㋿䰇), Über die Trennung von Partei und Staatߚ
(݇Ѣܮᬓߚᓔ), in Renmin ribao (Ҏ⇥᮹), 26. November 1987, S. 1 f.
15 ZHAO Ziyang (䍉㋿䰇), Dem Weg des Sozialismus mit chinesischem 
Charakter weiter folgen (⊓ⴔ᳝Ё⡍㡆ⱘ⼒ӮЏН䘧䏃ࠡ䖯), in: Dang 
de jianshe (ܮⱘᓎ䆒), 1989, S. 16.

anhand eines Nomenklatursystems zu verwalten. 16 
Diese Kompetenz ist zwar schrittweise auf eine 
rechtliche Grundlage gestellt worden, 17 der eherne 
Grundsatz einer sozialistischen Einheitspartei, dass 
die „Partei die Kader verwaltet (ܮㅵᑆ䚼)“ bleibt 
sogar auch nach Erlass des Beamtengesetzes vom 
27. April 2005 explizit erhalten. 18 Obwohl natürlich 
nicht jeder Staatsbedienstete ein Mitglied der KP 
ist, so unterliegen doch weite Teile der Verwaltung 
auch dem disziplinarischen Zugriff der KP. 19 Eine 
umfassende Trennung von Partei und Staat ist so-
mit jedenfalls in dem Bereich des Personalwesens 
bis heute nicht erfolgt und war zum Zeitpunkt des 
Erlasses des VPG 1990 ein noch weitestgehend un-
erprobtes Konzept.

-
lich als das größte Hindernis auf dem Weg zur Ge-
setzgebung des VPG 1990 und dessen Umsetzung 
anzusehen. Jedoch ist es das zentrale Anliegen der 
politischen Strukturreformen dieser Zeit, dirigis-
tisches und dezisionistisches Verwaltungshandeln 
unter der Ägide der KP einzudämmen, um (auch) 
mit dem VPG 1990 ein Gegenmodell zur Willkür-
herrschaft unter Mao Zedong insbesondere wäh-
rend der Kulturrevolution entstehen zu lassen. So 
sieht Finder in dem VPG 1990 eine wichtige Re-
form, um das Kräfteverhältnis zwischen Staat und 
Individuum neu auszubalancieren. 20 Das VPG 1990 
ist nach Heuser somit nicht nur rein instrumentell 
als eine Gesetzgebung zur Verstetigung von Ver-
waltungshandeln zu begreifen, sondern es ist ge-
nuin mit dem Anspruch einer Machtkontrolle ver-
knüpft. 21 Anderenorts bezeichnet er das VPG 1990 
sogar als „so etwas wie eine Wurzel für ein struk-

aufgefasstes, gewaltenteilendes System“. 22 Eine 
etwas andere Sichtweise vertritt Ginsburg, der das 
chinesische Verwaltungsprozessgesetz als ein Bei-
spiel für eine typische Strategie autoritärer Regime 
zur Kontrolle lokaler Verwaltungsbeamter verstan-
den wissen will. Ginsburg sieht dies als eine Not-

16 Vgl. John P. Burns, The Chinese Communist Party’s Nomenklatura 
System: A Documentary Study of Party Control of Leadership Selection, 
1979–1984, Armonk 1989.
17 Vgl. Hon S. CHAN, Jean-Pierre Cabestan, Administrative Transformati-
on in the People’s Republic of China, in: Public Administration Quarter-
ly, Vol. 24 (2000), Nr. 4, 401 ff.
18 John P. Burns, WANG Xiaoqi, Civil Service Reform in China: Impacts on 
Civil Servants’ Behaviour, in: The China Quarterly, Vol. 201 (2010), S. 60 f. 
Vgl. § 4 Beamtengesetz der Volksrepublik China (ЁढҎ⇥݅݀ࡵਬ
⊩), Amtsblatt des Staatsrates (ࡵ䰶݀), 2005, Nr. 18, S. 7 ff.
19 Zum sehr schneidigen Disziplinarsystem der KP vgl. Flora Sapio, 
Shuang gui and Extralegal Detention in China, in: China Information, 
Vol. 22 (2008), S. 7 ff.
20 Susan Finder, Like Throwing an Egg Against a Stone? Administrative 
Litigation in the People’s Republic of China, in: Journal of Chinese Law, 
Vol. 3 (1989), S. 28.
21 Robert Heuser (Fn. 4), S. 133 f.
22 Robert Heuser, „Sozialistisches Recht“ in der Erprobung. Entwick-
lungen der chinesischen Rechtsordnung (1949–2009), in: ZChinR, 2009, 
Nr. 3, S. 257.
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wendigkeit für Regime an, die aufgrund von politi-
schen Transformationen und insbesondere im Zuge 
einer Fragmentarisierung der politischen Macht kei-
ne engmaschige Kontrolle mehr über lokale Akteure 
der Verwaltung ausüben können. Das so entstehen-

Überprüfbarkeit der Verwaltung durch die Justiz 
behoben oder immerhin gemildert werden. 23 Gins-
burg rückt also den Machterhalt des Regimes in den 
Mittelpunkt seiner Analyse, vernachlässigt es jedoch, 
seine Feststellung in den politischen Kontext zum 
Ende der 1980er Jahre einzubetten und andere Me-
chanismen der Verwaltungskontrolle umfänglich auf 
deren Effektivität zu prüfen, so dass schon die Frage 
nicht beantwortet wird, ob das chinesische Regime 
ein starkes Informationsgefälle erlebte und ob dies 
gegebenenfalls als problematisch angesehen wurde.

1.2 Zentrale Regelungsinhalte des VPG 1990

Die emblematische Wendung des „Volkes, wel-
ches gegen Beamte klagt (⇥ਞᅬ)“ umschreibt den 
wichtigsten Regelungsinhalt des VPG 1990, der 
gleichzeitig einen paradigmatischen Wechsel im tra-
dierten chinesischen Rechtssystem darstellte. Auch 
wenn sowohl in der späten Qing-Zeit wie auch in 
der Republikzeit entsprechende Reformunterfan-
gen angestoßen bzw. umgesetzt worden waren, 24 
so war es dem weit überwiegenden Teil der chine-
sischen Bevölkerung bis zum Erlass des VPG 1990 
nicht möglich, Verwaltungshandeln von dritter Sei-
te überprüfen zu lassen, selbst wenn es sie unmittel-
bar betraf. 25 Es ist daher sicherlich richtig, dem VPG 
1990 mit Heuser zuzuschreiben, ein „neues Stadium 
der Rechtsreform“ 26 einzuläuten. Die Idee der Kla-
gen aus der Mitte des Volkes gegen die Verwaltung 
lässt den einzelnen Bürger seither zu einem wichti-
gen Akteur der Rechtsentwicklung werden, indem 
er sich im Gegenüber zum Staat nicht mehr nur mit 
seiner bisherigen Rolle als zu verwaltendes Objekt 
zufrieden geben muss. 

Es ist allerdings zu bemerken, dass das Anstren-
gen eines Verwaltungsprozesses schon vor dem Er-
lass des VPG 1990 in China möglich war. Bereits die 
Zivilprozessordnung vom 8. März 1982 normiert in 
§ 3 S. 2, dass in Verwaltungsfällen eben diese Zivil-
prozessordnung anzuwenden sei. 27 YU Xiaohong 
geht allerdings davon aus, dass ein Großteil der 
frühen Verwaltungsprozesse zwischen einzelnen 

23 Tom Ginsburg, Administrative Law and the Judicial Control of Agents 
in Authoritarian Regimes, in: Tom Ginsburg/Tamir Moustafa (Hrsg.), Rule 
by Law. The Politics of Courts in Authoritarian Regimes. Cambridge, 
2008, S. 58 ff. 
24 Einen Überblick liefert z.B. Susan Finder (Fn. 20), S. 2 ff.
25 Robert Heuser (Fn. 4), S. 93 f.
26 Robert Heuser (Fn. 3), S. 438.
27 Zivilprozessordnung der Volksrepublik China (ЁढҎ⇥݅⇥џ
䆝䆐⊩) vom 8. März 1982, Amtsblatt des Staatsrates (ࡵ䰶݀), 1982, 
Nr. 6, S. 209.

Verwaltungsbehörden geführt wurde. 28 Erstmalig 
eine größere Bedeutung für den einzelnen Bürger 
erhielt der Verwaltungsprozess mit dem Erlass von 
Bestimmungen zur Verwaltungsstrafe, die in § 39 
vorsehen, dass gegen eine Verwaltungsstrafe zu-
nächst bei der höheren Polizeibehörde Widerspruch 
eingelegt werden könne und dass dann wiederum 
gegen die Entscheidung dieser Behörde Klage vor 
einem Volksgericht eingelegt werden könne. 29 

Besonders bedeutsam ist die Regelung der Kom-
petenzen der Gerichte in Verwaltungssachen im 
VPG 1990. So wird keine Generalklausel geschaffen, 
um öffentlich-rechtliche Streitigkeiten möglichst 
umfassend in den Anwendungsbereich des Geset-
zes aufzunehmen. Stattdessen wird in § 11 II VPG 
1990 eine Enumeration von anfechtbaren Maßnah-
men vorgenommen, die somit eine Einschränkung 
der Klagemöglichkeiten bedeutet, auch wenn § 11 
III VPG 1990 eine aufdrängende Sonderzuweisung 
skizziert, so dass Klagen in Verwaltungssachen 
auch auf der Grundlage anderer Gesetze möglich 
sind, wenn diese eine solche Regelung treffen. Noch 
weiter eingeengt wird der Rechtsweg durch eine 

Verwaltung in § 12 VPG 1990. Gerade diese Frage 
des sachlichen Anwendungsbereiches des Gesetzes 
war bis zuletzt als einer der größten Schwachpunkte 
des Gesetzes angesehen und auch in den wichtigs-
ten Justizauslegungen des OVG mehrfach themati-
siert worden. So erachtet z.B. MA Huaide das Enu-
merationsprinzip als unwissenschaftlich und führt 
aus, dass auf diese Weise unnötig Probleme für die 
Kläger wie für das zuständige Gericht geschaffen 
wurden, die letztlich dazu führen, dass nach seiner 
Einschätzung ein Großteil der öffentlich-rechtlichen 
Streitigkeiten „unter den Tisch fällt (ᣖϔⓣϛ)“. 30 

Eine sehr umstrittene Einschränkung des VPG 
1990 besteht auch in der Begrenzung der anfechtba-
ren Maßnahmen in § 2 auf konkrete Verwaltungs-
akte (ԧ㸠ᬓ㸠Ў). Diese Formulierung schließt 
grundsätzlich die Justiziabilität abstrakter und ge-
nereller Verwaltungsakte aus. 31 Zusätzlich wurde 
der Begriff des konkreten Verwaltungsaktes vom 
OVG in dessen Auslegung 1991 noch einmal weiter 
eingeschränkt. So fallen nach der dort vorgenom-

ऩᮍ㸠

28 YU Xiaohong (Fn. 2), S. 105.
29 Bestimmungen der Volksrepublik China zur Verwaltungsstrafe im 
Bereich der öffentlichen Sicherheit (ЁढҎ⇥݅⊏ᅝㅵ⧚໘㔮ᴵ՟) 
vom 5. September 1986, Amtsblatt des Staatsrates (ࡵ䰶݀), 1986, 
Nr. 23, S. 667.
30 MA Huaide (偀ᗔᖋ), Probleme des Verwaltungsprozessgesetzes und 
Vorschläge für dessen Reform (Ā㸠ᬓ䆝䆐⊩āᄬⱘ䯂乬ঞׂᬍᓎ䆂), 
in: Legal Forum (⊩ᄺ䆎യ), Vol. 25 (2010), Nr. 5, S. 30.
31 § 12 II Nr. 2 VPG 1990. Eine Ausnahme lässt sich allenfalls in § 53 VPG 
1990 erkennen, welcher eine konkrete Normenkontrolle von ministeriel-
len und lokalen Verwaltungsvorschriften (㸠ᬓ㾘ゴ) durch die Gerichte 
vorsah.
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Ў) Verwaltungsakte unter diesen Begriff. 32 Dass 

ausgeschlossen wurden, wird als unzulässige Einen-
gung des VPG 1990 erachtet, die schließlich mit der 
Auslegung 2000 auch wieder aufgehoben wurde. 33 

-
tion eines konkreten Verwaltungsaktes vornimmt, 34 
so fasst sie doch in § 1 I den Anwendungsbereich 
des VPG 1990 wieder wesentlich weiter, indem dort 
die angreifbaren Verwaltungsakte nicht mehr mit 
dem Merkmal „konkret“ versehen werden und zu-
dem auch der Kreis der möglichen Beklagten sich 
nun auf alle Behörden und Organisationen sowie 
deren Mitarbeiter erstreckt, die staatliche Verwal-
tungskompetenzen ausüben. 35 

In ähnlicher Weise ist die Frage des Streitgegen-
standes zu bewerten. So heißt es in § 11 II Nr. 8 VPG 
1990, dass eine Klage auch dann zulässig ist, wenn 
andere – als die zuvor enumerierten – Personen- 
oder Vermögensrechte durch eine Verwaltungsbe-
hörde verletzt wurden. Auch diese Formulierung 
wird als eine Verengung verstanden, die unnötiger-
weise Subsumtionsprobleme verursacht, wenn z.B. 
das Recht auf Bildung betroffen ist. 36 Auch in die-
sem Fall vollzieht die Auslegung 1991 eine weitere 
Begrenzung, indem z.B. Klagen gegen die Organe 
der Geburtenkontrolle nur zulässig sind, wenn sie 
sich gegen die Erhebung von Gebühren oder Geld-
bußen aufgrund „übermäßiger Geburten (䍙⫳)“ 
richten. 37 Mit dieser Vorschrift werden alle anderen 
Zwangsmaßnahmen der Verwaltung im Zusam-
menhang mit der Geburtenplanung vom Anwen-
dungsbereich ausgenommen. 38 Auch diese Inter-
pretation des VPG 1990 hat mit dem Inkrafttreten 
der Auslegung 2000 keinen Bestand mehr, was z.B. 
von JIANG Baixin als eine Rückkehr zur Intention 
des Gesetzgebers verstanden wird, ohne jedoch eine 
substantielle Ausdehnung des Anwendungsberei-
ches des VPG 1990 zu schaffen. 39 

32 § 1 Auslegung 1991.
33 HU Jianmiao (㚵ᓎ⏐), Ausformungen und Tendenzen des Anwen-
dungsbereiches des chinesischen Verwaltungsprozesses (Ё㸠ᬓ䆝䆐
㣗ೈⱘⓨবϢ䍟), in: Tribune of Political Science and Law (ᬓ⊩䆎യ), 
Vol. 23 (2005), Nr. 5, S. 7.
34 Gemäß der Auslegung 2000 tritt die Auslegung 1991 außer Kraft. § 98 
Auslegung 2000.
35 § 1 I Auslegung 2000. In der Auslegung 1991 wurde noch für Organi-
sationen, die nicht unmittelbar zur Staatsverwaltung gehören, verlangt, 
dass sie eine gesetzliche Ermächtigung für ihr Verwaltungshandeln be-
nötigen, so dass Verwaltungsakte solcher Organisationen, denen eine 
solche gesetzliche Ermächtigung fehlt, nicht in den Anwendungsbereich 

 1 Auslegung 1991. Zu diesem Komplex vgl. auch 
Robert Heuser (Fn. 4), S. 95.
36 HU Jianmiao (Fn. 33.), S. 8. Allgemein zu dieser Problematik vgl. auch 
MA Huaide (Fn. 30), S. 30 f.
37 § 2 Satz 3 Auslegung 1991.
38 HU Jianmiao (Fn. 33), S. 6.
39 JIANG Bixin (∳ᖙᮄ), Restauration ohne Erweiterung. Eine Erörterung 
der Bestimmungen der Justizauslegung zum Umfang der Klageannahme 
im Verwaltungsprozess (ᰃᘶ, ϡᰃᠽ—䇜ǉ㢹ᑆ㾷䞞Ǌᇍ㸠ᬓ䆝䆐
ফḜ㣗ೈⱘ㾘ᅮ), in: Falü shiyong (⊩ᕟ䗖⫼), Vol. 7 (2000), S. 16 ff.

eine Vielzahl von kritisierten Inhalten, die hier je-
doch im Laufe der folgenden Darlegungen, im Rah-
men der Erörterung der Revisionsinhalte des VPG 
2015, 40 kontrastierend dargestellt werden sollen. 

1.3 Probleme der Anwendungspraxis 

Ob das VPG 1990 seiner ratio legis gerecht wird 
oder sogar der Ausbildung rechtsstaatlicher Struk-
turen Vorschub leistet, ist eine höchst umstrittene 
Frage. Eine frühe und vielzitierte Studie unter der 
Leitung von GONG Xiangrui dokumentiert um-
fänglich die Schwierigkeiten der Implementierung 
des VPG 1990 in den ersten Jahren nach dessen In-
krafttreten, verdeutlicht aber auch die mit dessen 
Erlass verbundenen Hoffnungen auf eine größere 
Verlässlichkeit des Verwaltungshandelns. 41 O’Brien 
und LI Lianjing sehen insbesondere in ländlichen 
Gebieten nur wenige Erfolge und führen etliche 
Beispiele für selbstherrliches Gebaren lokaler Ver-
waltungsbehörden an, die sich auf verschiedene Art 
und Weise nicht der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
unterwerfen.  42 Ferner dokumentieren sie eindrück-
lich, dass die größte Schwierigkeit des Klägers dar-
in besteht, das Gericht dazu zu bewegen, die Klage 
anzunehmen, wobei ganze Themenbereiche auf-
grund ihrer politischen Brisanz ausgenommen zu 
sein scheinen. 43 PEI Minxin betont ferner, dass die 
Erfolgsaussichten einer Verwaltungsklage erhebli-
chen regionalen Unterschieden unterliegen, die je-
doch offenbar in keiner Abhängigkeit zu der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit einer Region stehen, 
obschon (staatliche und private) Unternehmer die 

 44 Dass wirtschaftliche Ent-
wicklung nicht unbedingt den Verwaltungsprozess 
begünstigt, stellt in einer jüngeren Studie auch JI Li 
fest, der in Regionen mit einer höheren Dichte an 
rechtsanwaltlicher Vertretung eine in der Relation 
geringere Zahl an Verwaltungsfällen dokumentiert 
und dies einerseits mit dem geringen wirtschaftli-
chen Interesse von Rechtsanwälten an Verwaltungs-
fällen aber auch mit der regelmäßigen Warnung 
von Rechtsanwälten vor den schlechten Erfolgs-
aussichten eines Verwaltungsprozesses erklärt. 45 
Ob die Verwaltungen in diesen Regionen eventuell 
größere Rechtstreue an den Tag legen und daher 
schlichtweg weniger angreifbar sind, bleibt hinge-

40 Siehe 2.2.
41 GONG Xiangrui (啮⼹⨲), Das Ideal des Rechtsstaats und dessen ge-
genwärtiger Zustand (⊩⊏ⱘ⧚ᛇϢ⦄ᅲ), Peking 1993.
42 Kevin J. O’Brien/LI Lianjing, Suing the Local State: Administrative Liti-
gation in Rural China, in: The China Journal, Vol. 51 (2004), S. 75 ff.
43 Kevin J. O’Brien/LI Lianjing (Fn. 42), S. 80 f.
44 PEI Minxin, Citizens v. Mandarins: Administrative Litigation in China, 
in: The China Quarterly, Vol. 152 (1997), S. 837 f.
45 JI Li, Suing the Leviathan. An Empirical Analysis of the Changing Rate 
of Administrative Litigation in China, in: Journal of Empirical Legal Stu-
dies, Vol. 10 (2013), S. 837 f.
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gen unklar. Heuser stellt in jeder Phase des Prozess-
verlaufes Probleme in der Durchführung des VPG 
1990 fest 46 und sieht die Hauptursache hierfür in 
der mangelnden Unabhängigkeit der Richter. 47 An-
hand einer rezenten Studie unter 1300 Richtern an 
Volksgerichten unterschiedlicher Stufen und aus 
allen Teilen Chinas stellen LIN Lihong und SONG 
Guotao fest, dass die Mehrheit (53%) der Befragten 
im Schutz der legalen Rechte der Bürger die Haupt-
aufgabe des VPG 1990 begreift, wohingegen 19% in 
der Kontrolle von Verwaltungsbehörden und 25% 
in der „Lösung von Streitigkeiten und Beförderung 
von Harmonie (㾷އ㑴㒋ˈ֗䖯䇤)“ den Kern des 
Verwaltungsprozesses sehen. 48 In einer Frage nach 
den größten Umsetzungsproblemen stimmten 83% 

Absicherung der Richter verbesserungswürdig sei 
(⊩ᅬֱ䱰ࠊᑺϡᅠ), 78% waren auch der Mei-
nung, dass es keine echte Unabhängigkeit der Justiz 
gebe und 79% sehen das VPG 1990 als veraltet an. 49 

Die Anwendungsproblematik unterliegt aller-
dings in dem 25-jährigen Geltungszeitraum des 
VPG 1990 einem stetigen Wandel, der maßgeblich 
vom OVG geprägt wird. YU Xiaohong weist nach, 
dass insbesondere Arbeitskonferenzen des OVG 
zum Verwaltungsprozess sowie die Veröffentli-
chung von wichtigen Fällen im Amtsblatt des OVG 
die Entwicklung des Verwaltungsprozesses subs-
tantiell vorangebracht haben. So mahnte das OVG 
auf einer solchen Konferenz im Jahr 1990 in Zhengz-
hou die Gerichte zur Zurückhaltung an, wohinge-
gen auf einer Konferenz im Jahr 1993 in Nanning 
eine größere Aktivität der Gerichte im Bereich des 
Verwaltungsprozesses propagiert wurde. 50 Tatsäch-
lich steigen die Zahlen der behandelten Verwal-
tungsfälle in den Folgejahren stark an. Während 
zwischen 1991 und 1993 jährlich zwischen 25.000 
und 28.000 Fälle behandelt werden, sind es im Jahr 
1994 bereits 35.000, 1995 mehr als 52000, 1996 fast 
80.000 und 1997 schließlich 90.000 Fälle. 51 Dennoch 

46 „Auf Druck von Behördenleitern nehmen Gerichte an sich zulässige 
Klagen nicht an. Während eines Verfahrens lehnen beklagte Behörden 
jegliches Zusammenwirken mit dem Gericht ab, verweigern die Annah-
me der Klageschrift oder reagieren nicht auf die zugestellte Klageschrift, 
erscheinen nicht zur Hauptverhandlung, legen keine Beweismittel für 
die Rechtmäßigkeit ihres Verwaltungsaktes vor, setzen vielmehr den 
Kläger unter Druck, die Klage zurückzuziehen. Kommt es zu einem das 
klägerische Begehren stützenden Urteil, wird die dem Gericht entgegen-
gebrachte Geringschätzung nicht selten dadurch manifest, daß die un-
terlegene Behörde das Urteil nicht oder nur zögerlich ausführt.“ Robert 
Heuser (Fn. 4), S. 116.
47 Robert Heuser (Fn. 4), S. 116 f.
48 LIN Lihong (ᵫ㥝㑶)/SONG Guotao (ᅟ⍯), Wissen und Umsetzungs-
verhalten der chinesischen Verwaltungsrichter (Ё㸠ᬓᅵ߸⊩ᅬⱘⶹϢ
㸠), in: Xingzheng fa yanjiu (㸠ᬓ⊩ᄺⷨお), Vol. 2 (2013), S. 51.
49 LIN Lihong/SONG Guotao (Fn. 48), S. 56.
50 YU Xiaohong (Fn. 2), S. 111 ff.
51

bis zum Jahr 2011 bei LIN Lihong (ᵫ㥝㑶), Geschichte, Zustand und Aus-
blick des chinesischen Verwaltungsprozesses (Ё㸠ᬓ䆝䆐⊩ⱘग़ǃ
⦄⢊Ϣሩᳯ), in: Henan caijing zhengfa daxue xuebao (⊇फ䋶㒣ᬓ⊩ᄺ
ᄺ), Vol. 136 (2013), Nr. 2, S. 33 f.

bleiben die Zahlen weit hinter den laut JIANG Bixin 
im Gesetzgebungsverfahren für möglich gehaltenen 
eine Millionen Verwaltungsklagen jährlich zurück. 
YU Xiaohong sieht auch in den Folgejahren trotz 
stagnierender Fallzahlen – zwischen 1997 und 2007 
bewegt sich die Summe der behandelten Verwal-
tungsfälle jährlich zwischen 85.000 und 100.000 – 52 
erhebliche Fortschritte in der Entwicklung des 
Verwaltungsprozessrechts. Sie sieht zudem in der 
Entwicklung des Verwaltungsprozessrechts ein 
Einfallstor für die Behandlung materiellen Verfas-
sungsrechts vor chinesischen Gerichten. Insbeson-
dere das OVG scheint dies zu betreiben, indem es 
u.a. besonders aktive Gerichte – wie das Mittelstu-
fengericht in Pingdingshan, Provinz Henan – wür-
digt und grundrechtsrelevante Fällen – wie z.B. 
im Bereich des Bildungswesens – veröffentlichen 
lässt. 53 

Neuerlich Bewegung kam in die Fallzahlen 
erst wieder in den Jahren 2008/09. So verbreitete 
das OVG am 18. August 2008 eine „Maßnahme zur 
versuchsweisen Durchführung der Leistungsbeur-
teilung der Verwaltungsgerichtsarbeit (㸠ᬓᅵ߸Ꮉ
㒽ᬜ䆘Ӌࡲ⊩˄䆩㸠˅“, die einerseits Richtern 
mehr Sicherheit geben sollte, indem es nun zentrale 
Vorgaben für die Bewertung ihrer Arbeit gab, was 
insbesondere die Fallannahme begünstigt haben 
mag und andererseits die eigentlich nach § 50 VPG 
1990 verbotene Schlichtung als positives Element 
der Bewertungsstandards einführte. 54 Bereits am 14. 
Januar 2008 war eine Justizauslegung zur Rücknah-
me von Verwaltungsklagen verabschiedet worden, 
die in § 2 eine Rücknahme von Seiten des Klägers 
bei vorausgegangener Änderung des Verwaltungs-
aktes durch die Behörde gestattet. 55 Um den im 
Gesetzestext des VPG 1990 verwendeten Begriff 
der „Mediation (䇗㾷)“, die nach § 50 untersagt ist, 
jedoch nicht zu gebrauchen, wird verwaltungspro-
zessuale Schlichtung im Sinne der oben genannten 
Justizauslegung im Chinesischen als„Koordination 
(ण䇗)“ bezeichnet. YU Xiaohong berichtet, dass 
das OVG bereits 2002 auf einer Arbeitskonferenz in 

-
deten Praxis der Koordination nachgegeben habe. 56 
Auch wenn kein unmittelbarer Zusammenhang 
nachweisbar ist, so scheint es doch wahrscheinlich, 
dass sich die enge Verbindung der Rücknahme von 
Verwaltungsklagen und der neuerlich legalisierten 
Koordination auch aus der Entwicklung der Fall-

52 LIN Lihong (Fn. 51), S. 34.
53 YU Xiaohong (Fn. 2), S. 128 ff.
54 YE Zhengguo (ℷ
Verwaltungsprozesses (៥㸠ᬓ䆝䆐⦄⢊ⱘডᗱϢ䍙䍞), in: Guangdong 
xingzheng xueyuan xuebao (ᑓϰ㸠ᬓᄺ䰶ᄺ), S. 53.
55 Bestimmungen des OVG zu einigen Fragen der Rücknahme von Ver-
waltungsklagen (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ㸠ᬓ䆝䆐᩸䆝㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾘ᅮ), in: 
Sifa yewu wenjian (ৌ⊩Ϯࡵ᭛ӊ), Vol. 6 (2008), S. 47 f.
56 YU Xiaohong (Fn. 2), S. 144.
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zahlen ablesen lässt. So steigt die Zahl der Verwal-
tungsfälle von 108.000 im Jahr 2008 auf 136.000 im 
Jahr 2011. Im gleichen Zeitraum steigt der Anteil 
der zurückgezogenen Klagen von knapp 36% auf 
knapp 48%, 57 so dass sicherlich ein Großteil der 
neuen Verwaltungsklagen direkt in eine Koordina-
tion überführt wurde. 

Während in den Jahren 2012 und 2013 eher wie-

(129.000 und 123.000 Verwaltungsfälle), 58 so stiegen 
diese im ersten Halbjahr des Jahres 2014 um 25% 
auf dann bereits 90.000. 59 Dieser Anstieg kann auf 
verschiedene Ursachen zurückgeführt werden. So 
mag angesichts der von KP und Staat in einem ge-
meinsamen Dokument im März 2014 bekräftigten 

Konkurrenz zum Verwaltungsprozess verstande-
nen – 60 Petitionsverfahren (ֵ䆓) in den Bereich der 
gerichtlichen Behandlung zu überführen, ein wich-
tiger Faktor sein. 61 Zudem beschloss das OVG im 
April 2014 die Zusammenlegung von Verwaltungs-
kammern voranzutreiben, 62 -
enzsteigerungen führen dürfte als auch die Einmi-
schung lokaler Behörden in ein laufendes Verfahren 
weiter begrenzen sollte. Denkbar ist auch, dass im 
politischen Klima der verstärkten Bekämpfung von 
Korruption und Veruntreuung unter XI Jinping Ver-
waltungsfälle insbesondere mit Bezug zur Offenle-
gung von Regierungsinformationen stark ansteigen. 
So ist es die Kategorie der „Anderen (݊Ҫ)“, welche 
in der Fallstatistik besonders stark angewachsen ist 
und auch Fälle im Bereich der Offenlegung von Re-
gierungsinformationen enthält. 63 Wahrscheinlich ist 
ferner eine Anpassung der Bewertung von Richtern, 
die insbesondere von der Kategorie der „Quote an 
erledigten Fällen (㒧Ḝ⥛)“ abgekoppelt wurde, um 
die Bereitschaft von Richtern, auch komplizierte 
Fälle anzunehmen, zu erhöhen. 64 

57 LIN Lihong (Fn. 51), S. 34.
58 Jahrbuch des chinesischen Rechts 2013(Ё⊩ᕟᑈ䡈), Zugriff über: 
China Statistical Yearbooks Database (Ё㒳䅵ᑈ䡈᭄ᑧ), <http://erf.
sbb.spk-berlin.de/han/cnkistatyn-crossasia/tongji.oversea.cnki.net/

> 
eingesehen am 12. Juni 2015.
59 LIU Ze (߬⋑), Analyse der in der ersten Jahreshälfte 2014 ver(be)han-
delten Verwaltungsfälle, Staatshaftungsfälle und Verwaltungsvollstre-
ckungen (2014ᑈϞञᑈܼ⊩䰶⬇˄ࡲ˅⧚㸠ᬓǃ䌨ٓǃᠻ㸠Ḝӊᚙމ
.Vol. 8 (2014), S. 60 ff ,(䌘䆃ࠊ⫣) ᵤ), in: Legal Informationߚ
60 Zu dieser Problematik insbesondere Carl Minzer, Xinfang: An Alter-
native to Formal Chinese Legal Institutions, in: Stanford Journal of Inter-

LI Lianjiang/LIU Mingxing/Kevin J. 
O’Brien, Petitioning Beijing: The High Tide of 2003–2006, in: The China 
Quarterly, Vol. 210 (2012), S. 313 ff. 
61 YANG Hong (ᴼ㑶), Zur Frage, Petitionsfälle mit Berührungen zum 
Recht und zum Prozess gemäß dem Recht abschließend zu klären (⍝⊩
⍝䆝ֵ䆓Ḝӊձ⊩㒜㒧䯂乬ⷨお), in: Lanzhou wenli xueyuan xuebao (݄
Ꮂ᭛⧚ᄺ䰶ᄺ), Vol. 30 (2014), Nr. 6, S. 12 ff.
62 Mitteillung des OVG über die Ausdehnung der versuchsweisen Zu-
sammenlegung von Zuständigkeiten bei Verwaltungssachen (᳔催Ҏ⇥
⊩䰶݇Ѣᓔሩ㸠ᬓḜӊⳌᇍ䲚Ёㅵ䕪䆩⚍Ꮉⱘ䗮ⶹ), in: Sifa yewu wen-
jian (ৌ⊩Ϯࡵ᭛ӊ), Vol. 23 (2013), S. 40 f.
63 LIU Ze (Fn. 59), S. 60.
64 Zu dieser Problematik vgl. SUN Ying (ᄭ㣅 -

2. Verwaltungsprozessgesetz 2015

Über die Reformbedürftigkeit des VPG 1990 
bestand in Wissenschaft und Justiz schon seit lan-
gem ein breiter Konsens. Renommierte Autoren 
wie YING Songnian 65, MA Huaide 66 oder YANG 
Haikun 67 monieren in einer Vielzahl von Publika-

formulieren Vorschläge für zukünftige Regelungs-
inhalte. Das OVG übernimmt seit Jahren eine aktive 
Rolle in der Ausgestaltung und Weiterentwicklung 
des VPG 1990, indem es durch Arbeitskonferenzen, 
Publikationen und Verlautbarungen den unterge-
ordneten Gerichten eine gewünschte Rechtspraxis 
signalisiert 68 oder in einer stetig wachsenden Zahl 
von verbindlichen Justizauslegungen ein immer 
umfassenderes und ausdifferenzierteres System des 
Verwaltungsprozesses geschaffen hat. 69 Auch unter 
den Verwaltungsrichtern Chinas besteht die Ein-
sicht, dass das bisher geltende VPG 1990 nicht mehr 
der sozialen Wirklichkeit gerecht wird und überholt 
ist. 70 Die Verabschiedung des VPG 2015 erfolgt je-
doch erst nachdem am 23. Oktober 2014 das 18. Zen-
tralkomitee der KP auf seinem 4. Plenum ausdrück-
lich den Auftrag erteilte, dass „die Mechanismen 
des Verwaltungsprozesssystems zu verbessern, das 
System der Zuständigkeit bei Verwaltungssachen 
vernünftig anzupassen und eine gangbare Lösung 

-
rige Fallannahme, schwierige Behandlung und 

ᅠ㸠ᬓ
䆝䆐ԧࠊᴎࠊˈড়⧚䇗ᭈ㸠ᬓ䆝䆐Ḝӊㅵ䕪ࠊᑺˈ
ߎ㸠ᬓ䆝䆐ゟḜ䲒ǃᅵ⧚䲒ǃᠻ㸠䲒ㄝさއᅲ㾷ߛ
䯂乬)“. 71 

2.1 Gang der Gesetzgebung

Erstmals wurde auf der 6. Sitzung des 10. Na-
tionalen Volkskongresses am 27. Dezember 2003 
von Delegierten vorgeschlagen, das Verwaltungs-
prozessrecht zu reformieren. So wurde das VPG 
1990 zunächst ohne erkennbares Resultat auf den 
sogenannten Gesetzgebungsplan (ゟ⊩䅵ߦ) dieser 
Legislaturperiode gesetzt und der Rechtsetzungs-

genwärtigen Beeinträchtigung von Justizgerechtigkeit durch die Pro-
zessverwaltung und ein Reformvorschlag (Ңᅵ߸ㅵ⧚ⳟᔧࠡᕅડৌ⊩݀
ℷⱘさߎ䯂乬ঞᬍ䖯ⱘᓎ䆂), in: Shandong shenpan (ቅϰᅵ߸), Vol. 30 
(2014), S. 68 ff.
65 Z.B. YING Songnian (ᑨᵒᑈ), Die Vervollkommnung des Verwaltungs-
prozesssystems (ᅠ㸠ᬓ䆝䆐ࠊᑺ), in: Guangdong shehui kexue (ᑓϰ
⼒Ӯ⾥ᄺ), Vol. 1 (2013), S. 5 ff.
66 Z.B. MA Huaide (Fn. 30), S. 29 ff.
67 Z.B. YANG Haikun (ᴼ⍋സ), Ein Ausweg, um die Probleme des Ver-
waltungsprozesssystems hinter sich zu lassen (ᨚ㜅㸠ᬓ䆝䆐ࠊᑺೄ๗ⱘ
.䏃), in: Zhongguo faxue (Ё⊩ᄺ), Vol. 3 (1994), S. 51 ffߎ
68 YU Xiaohong (Fn. 2), S. 112 ff.
69 YING Songnian (Fn. 65), S. 5.
70 LIN Lihong/SONG Guotao (Fn. 48), S. 56.
71 Beschluss des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chinas 
über einige wichtige Fragen des umfassenden Voranbringens der Rechts-
staatlichkeit (Fn. 9), S. 12.
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ausschuss mit einer entsprechenden Studie beauf-
tragt. 72 Eine wesentlich konkretere Darstellung der 
Delegiertenvorschläge erfolgte dann aber erst im 
Jahr 2009. Von der 12. Sitzung des Ständigen Aus-
schusses des 11. NVK wird berichtet, dass Dele-
gierte vorgeschlagen hätten, u.a. den Rahmen der 
anfechtbaren Maßnahmen zu vergrößern, eine Ver-
waltungsschlichtung einzuführen, die Klage- bzw. 
Beschlussarten zu erweitern, die Beweiserhebung 
zu reformieren, Verhandlungsfristen zu verlängern 
und die Überprüfung des Verwaltungsprozesses 
zu verbessern. 73 Seit 2009 führte auch der Rechtset-
zungsausschuss des NVK Untersuchungen zur Re-
vision des Verwaltungsprozessrechtes durch. 74 Dass 
die Revisionsarbeiten zum Verwaltungsprozess-
recht allmählich in ein fortgeschrittenes Stadium 
eintraten, wurde allerdings erst im Dezember 2011 
deutlich, als der Rechtsetzungsausschuss des NVK 
selbst beantragte, das VPG 1990 auf den Rechtsset-
zungsplan zu setzen. Ferner wird in der entspre-
chenden Verlautbarung deutlich, dass es sich um 
eine umfängliche Revision handeln wird, da von 
„Überlegungen einer Gesamtplanung (㒳ㅍ㗗㰥)“ 
gesprochen wurde. 75

 76 eines neuen Ver-
waltungsprozessgesetzes wurde nach einem Be-
schluss des Ständigen Ausschusses des 12. NVK auf 
dessen 6. Sitzung im Dezember 2013 der Öffentlich-
keit vorgestellt. Der Vorsitzende des Ständigen Aus-
schusses, ZHANG Dejiang, erklärte – wie später die 
Verlautbarung des ZK der KP-, dass im Kern der 
Reform die drei Problemfelder Fallannahme, Fall-
behandlung und Vollstreckung (ゟḜ䲒ǃᅵ⧚䲒ǃ
ᠻ㸠䲒) stehen werden. 77 Am 31. Dezember 2013 
wurde der Text dieses ersten Entwurfes im Internet 

72 Abschlussbericht des Rechtsausschusses des Nationalen Volkskon-
gresses über die Ergebnisse der Prüfung von Vorschlägen durch Abge-
ordnete, die vom Vorsitz der 1. Sitzung des 10. Nationalen Volkskongres-
ses eingereicht wurden, (Fn. 8), S. 58.
73 Ergebnisbericht des Rechtsausschusses des Nationalen Volkskongres-
ses über die Ergebnisse der Prüfung von Vorschlägen durch Abgeord-
nete, die vom Vorsitz der 2. Sitzung des 11. Nationalen Volkskongresses 
eingereicht wurden(ܼҎ⇥ҷ㸼Ӯ⊩ᕟྨਬӮ݇ѢकϔሞܼҎ
⇥ҷ㸼ӮѠӮ䆂ЏᐁಶѸҬᅵ䆂ⱘҷ㸼ᦤߎⱘ䆂Ḝᅵ䆂㒧ᵰⱘ
ਞ) vom 26. Dezember 2009, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des 
Nationalen Volkskongresses (ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2010, 
Nr. 1, S. 78.
74 Erläuterungen zum Entwurf des Verwaltungsprozessgesetzes (݇Ѣ 
ǉЁढҎ⇥݅㸠ᬓ䆝䆐⊩ׂℷḜ˄㤝Ḝ˅Ǌⱘ䇈ᯢ), vom 23. Dezem-, vom 23. Dezem-
ber 2013, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des Nationalen Volks-
kongresses (ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2014, Nr. 6, S. 688.
75 Ergebnisbericht des Rechtsausschusses des Nationalen Volkskongres-
ses über die Ergebnisse der Prüfung von Vorschlägen durch Abgeord-
nete, die vom Vorsitz der 4. Sitzung des 11. Nationalen Volkskongresses 
eingereicht wurden (ܼҎ⇥ҷ㸼Ӯ⊩ᕟྨਬӮ݇ѢकϔሞܼҎ
⇥ҷ㸼ӮಯӮ䆂ЏᐁಶѸҬᅵ䆂ⱘҷ㸼ᦤߎⱘ䆂Ḝᅵ䆂㒧ᵰⱘ
ਞ) vom 31. Dezember 2011, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des 
Nationalen Volkskongresses (ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2012, 
Nr. 1, S. 81.
76 Zu den Inhalten der folgenden Entwürfe siehe 2.2 Revisionsinhalte.
77 Rede auf der 6. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 12. NVK  
(कѠሞܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݁Ӯ䆂Ϟⱘ䆆䆱) vom 28. 
Dezember 2013, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des Nationalen 
Volkskongresses (ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2014, Nr. 1, S. 1.

veröffentlicht 78 und der Öffentlichkeit die Möglich-
keit gegeben, bis zum 30. Januar über die Internet-
seiten des NVK Vorschläge einzureichen, was 1483 
Personen zu Kommentaren an insgesamt 5436 Ein-
zelfragen nutzten. 79 Ein zweiter Entwurf wurde 
ganz ähnlich nach einem Beschluss des Ständigen 
Ausschusses des 12. NVK auf dessen 10. Sitzung 
im August 2014 veröffentlicht und zwischen dem 
31. August 2014 und 20. September 2014 von 1586 
Personen mit Bezug zu insgesamt 2300 Paragraphen 
kommentiert. 80 Der Vorsitzende des Rechtsetzungs-
ausschusses des NVK, QIAO Xiaoyang, berichte-
te schließlich, dass sein Ausschuss am 9. Oktober 
2014 noch einmal gemeinsam mit dem OVG, der 
Obersten Volksstaatsanwaltschaft und dem Recht-
setzungsbüro des Staatsrates konferiert habe, um 
alle bisherigen Beratungen zusammenzuführen 
und dann auf einer weiteren Sitzung am 17. Okto-
ber 2014 einen dritten Entwurf zu erstellen, der dem 
NVK zur Beschlussfassung vorgelegt wurde. 81 Nach 
neuerlichen Beratungen stimmten am 1. November 
2014 schließlich 152 Delegierte auf der 11. Sitzung 
des Ständigen Ausschusses des 12. NVK bei keiner 
Gegenstimme und fünf Enthaltungen für die Revisi-
on des Verwaltungsprozessgesetzes. 82 Das Verwal-
tungsprozessgesetz erfuhr mit dieser Entscheidung 
in 61 Punkten Änderungen oder Ergänzungen, so 
dass das VPG 2015 nun 101 Paragraphen (VPG 1990: 
75 Paragraphen) umfasst. Eine erste Auslegung des 
OVG wurde bereits am 20. April 2015 erlassen (in 
der Folge: Auslegung 2015) und trat gemeinsam mit 
dem VPG 2015 am 1. Mai 2015 in Kraft. 83 

 2.2 Revisionsinhalte 84

Die zentralen Anliegen der Revision waren wie 
bereits oben benannt, die „drei Problemfelder der 

78 <http://www.npc.gov.cn/npc/lfzt/2014/2013-12/31/content_1822 
188.htm> eingesehen am 12. Juni 2015.
79 <
am 12. Juni 2015. Die Beteiligungszahlen sind im Vergleich zu anderen 
Gesetzgebungsverfahren nicht sonderlich hoch. Als z.B. im Juli 2014 
ein Entwurf eines neuen Lebensmittelsicherheitsgesetzes veröffentlicht 
wird, kommentieren 2468 Personen 8877 Vorschriften und den Entwurf 
einer neunten Novelle des Strafgesetzbuches nutzen sogar 15.096 Perso-
nen zu Kommentaren an insgesamt 51.362 Paragraphen. 
80

am 12. Juni 2015.
81 Abschlussbericht des Rechtsetzungsausschusses des NVK über die 
Beratungen zum Revisionsentwurf des Verwaltungsprozessgesetzes 
der Volksrepublik China (ܼҎ⇥ҷ㸼Ӯ⊩ᕟྨਬӮ݇ѢǉЁढҎ⇥
݅㸠ᬓ䆝䆐⊩ׂℷḜ㤝ḜǊᅵ䆂㒧ᵰⱘਞ) vom 27. Oktober 2014, 
Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des Nationalen Volkskongresses  
(ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2014, Nr. 6, S. 695.
82 <http://www.npc.gov.cn/npc/zgrdzz/2014-12/18/content_1889 
316.htm> eingesehen am 12. Juni 2015.
83 Erläuterungen des Obersten Volksgerichtes zu einigen Fragen zum 
Verwaltungsprozessgesetz der Volksrepublik China (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇
Ѣ䗖⫼ǉЁढҎ⇥݅㸠ᬓ䆝䆐⊩Ǌ㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾷䞞) vom 20. April 
2015, Amtsblatt des Ministeriums für Öffentliche Sicherheit (ЁढҎ⇥݅
݀ᅝ䚼݀), Nr. 3, S. 48–51.
84 Die folgenden Darlegungen erheben keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit. Sie geben lediglich einen ersten Überblick über die – nach 
Ansicht des Verfassers – wichtigsten Neuerungen des VPG 2015. Aus-
gelassen wurde z.B. die Aufwertung der Position des Dritten im VPG 
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Fallannahme, der Fallbehandlung und Vollstre-
ckung (ゟḜ䲒ǃᅵ⧚䲒ǃᠻ㸠䲒)“. Jedenfalls sind 
es diese drei Bereiche, die wiederum ZHANG De-
jiang in seiner Rede anlässlich der Verabschiedung 

deren rechtliche Ausgestaltung eine größere „Um-
setzbarkeit und Anwendbarkeit (ৃᠻ㸠ᗻৃ᪡
ᗻ)“ erfahren habe. 85 Er konkretisiert dies, indem 
er ausführt, dass „der Umfang der Fallannahme 
ausgeweitet, der Klageweg geebnet, das System 
der Fallzuständigkeit verbessert und die Verfah-
rensordnung normiert wurde (ᠽњফḜ㣗ೈˈ 
⬙䗮њ䆝䆐⏴䘧ˈᅠњḜӊㅵ䕪ࠊᑺˈ㾘㣗њ䆝
䆐ᑣ)“. 86 Diese Äußerungen zeichnen ein Bild 
einer holistischen Gesetzesrevision, deren Ziel es 
offensichtlich ist, den Verwaltungsprozess in allen 
wesentlichen Aspekten grundlegend zu überarbei-
ten und bislang dysfunktionale oder jedenfalls die 
Wirkmächtigkeit des Verwaltungsprozess begren-
zende Gesetzesregelungen zu beseitigen. 

Auch in der Öffentlichkeit wurde ein entspre-
chendes Bild gezeichnet. So greift die Tagespresse 

⬙
䗮⏴䘧) für Klagen des Volkes gegen Beamte (⇥ਞ
ᅬ) auf. 87 Dies jedoch nicht ohne die bisherigen Stol-
persteine des Rechtsweges zu benennen. So druckt 
z.B. eine Tageszeitung aus Guangxi gleichzeitig die 
Einschätzung der beiden Journalisten TU Ming und 
CHEN Fei ab, die u.a. berichten, dass in Peking die 
Zahl der Klageannahmen in den letzten drei Jahren 
um 30% gefallen sei und dies nicht zuletzt auf die 
weit verbreitete Praxis von Lokalregierungen und 
Behörden zurückzuführen sei, die Gerichte „grüßen 
zu lassen (ᠧ)“, ihnen einen „Notiz zuzustecken 
(ᡍᴵᄤ)“ oder „Material zuzuspielen (䗦ᴤ᭭)“ und 

die geringen Erfolgsaussichten im Verwaltungspro-
zess, die auch durch eine Revisionsquote im Jahr 

2015, der nun ein eigenständiges Berufungsrecht hat (§ 29 II) und sel-
ber Vollstreckung beantragen kann (§ 95). Auch die Zusammenfassung 
von Zivil- und Verwaltungsprozess gemäß § 61, die insbesondere in den 
Auslegungen 2015 umfänglich behandelt wird oder die Möglichkeit des 
einstweiligen Rechtsschutzes im Bereich von Sozialleistungen (§ 57), 
soll hier nicht weiter ausgeführt werden. Der Schwerpunkt dieser Ab-
handlung liegt ferner auf der ersten Instanz des Verwaltungsprozesses, 
so dass Berufung und Wiederaufnahme nur am Rande erwähnt werden. 
85 Rede auf der 11. Sitzung des Ständigen Ausschusses des 12. NVK  
(कѠሞܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݁Ӯ䆂Ϟⱘ䆆䆱) vom 1. 
November 2014, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des Nationalen 
Volkskongresses (ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), 2014, Nr. 6, S. 663.
86 Ibid.
87 Verbreiterung des Rechtsweges für Klagen von Bürgern gegen Beamte 
– Erste große Revision des Verwaltungsprozessgesetzes nach 25 Jahren 
(ᢧᆑĀ⇥ਞᅬā⊩ᕟ⏴䘧 㸠ᬓ䆝䆐⊩25ᑈৢᅠ៤佪ׂ), in: Fujian 
ribao (⽣ᓎ᮹) vom 2.11.2014, S. 8. Den Weg für Klagen von Bürgern 
gegen Beamte ebnen (䅽Ā⇥ਞᅬā⬙䗮), in: Dangdai shenghuo bao  
(ᔧҷ⫳⌏) vom 2.1..12014, S. 14. Große Revision des Verwaltungspro-
zessgesetzes – Den Weg für Klagen von Bürgern gegen Beamte verbrei-
tert (㸠ᬓ䆝䆐⊩ׂ – ᢧᆑĀ⇥ਞᅬā⏴䘧), in: Xinxi shibao (ֵᙃᯊ) 
vom 2.11.2014, S. A10. Erste große Revision des Verwaltungsprozess-
gesetzes nach 25 Jahren – Ebnet den Weg für Klagen der Bürger gegen 
Beamte (㸠ᬓ䆝䆐⊩25 ᑈৢᅠ៤佪ׂ – 䅽Ā⇥ਞᅬā⏴䘧⬙䗮), in: 
Guangxi ribao (ᑓ㽓᮹) vom 2.11.2014, S. 4. 

2013 von 72,7% abzulesen sind, seien mitunter auf 
„Einschüchterung und Bestechung (࿕䘐߽䇅)“ von 
Richtern zurückzuführen. 

Zudem sei die Durchsetzung von Urteilen unge-
mein schwierig, da die Gerichte außer einem „jus-
tiziellen Vorschlag (ৌ⊩ᓎ䆂)“ 88 kaum eine Hand-
habe hätten und diese Vorschläge stets „im Sande 
verliefen (≝⍋)“. 89 In der einschlägigen rechts-
wissenschaftlichen Literatur werden die Reformbe-
mühungen meist ebenfalls mit der fragilen Position 
der Gerichte im politischen Gefüge Chinas in Zu-
sammenhang gestellt. So sehen ZHENG Yuanjian 
und XIA Huimin das Kernproblem in der „illegalen 
Einmischung (䴲⊩ᑆ⍝)“ von Verwaltungsbehör-
den, gesellschaftlichen Gruppen und Einzelperso-
nen in die Arbeit der Gerichte. 90 ZHAN Zhongle 
führt diese Ansicht aus und beklagt eine „Einmi-
schung der lokalen Organe von Partei und Verwal-
tung (ഄᮍܮᬓᴎ݇ᑆ乘)“, die sich in Raten für die 
Klagerücknahme von örtlich teilweise bis zu 60% 
und einer stetig fallenden Erfolgsquote der Kläger 
in der ersten Instanz zeige. 91 

Die Stoßrichtung dieser Gesetzesrevision lässt 
sich auch bereits aus den Änderungen und Ergän-
zungen ablesen, die die Allgemeinen Regeln des 
Verwaltungsprozessgesetzes erfahren haben. So 
werden die Volksgerichte in der normierten ratio 
legis des § 1 im VPG 2015 u.a. angehalten, Ver-
waltungssachen „fair bzw. gerecht (݀ℷ)“ zu be-
handeln, während ihnen im VPG 1990 nur eine 
„richtige (ℷ⹂)“ Behandlung abverlangt wurde. 
Der Gesetzgeber will mit dieser neuen Wendung 
sicherlich verdeutlichen, dass nicht nur ein formal 
richtiges Ergebnis erwartet wird, sondern auch ein 
materiell gerechter Ausgang in Verwaltungssachen 
geschuldet ist. Diese neue Wortwahl entspricht den 
Beobachtungen von LI Dayong, der in einer Katego-
risierung von Rechtspolitiken zur Behandlung von 
Verwaltungssachen des OVG, bereits ab dem Jahr 
1999 – wenn auch seither in verschiedenen Ausprä-
gungen – eine besondere Betonung der Gerechtig-
keit als Wertungsmaßstab ausmacht, welche das bis 
dahin bestimmende Element der Stabilität als Pri-
mat der Justizpolitik ablöst. 92 Als jüngste Variante 

88 § 65 Nr. 3 VPG 1990.
89 TU Ming (⍖䫁)/CHEN Fei (䰜㧆), Was ist eigentlich so schweirig an 
einer Klage eines Bürgers gegen einen Beamten? (Ā⇥ਞᅬāЎହ䲒˛), 
in: Guangxi ribao (ᑓ㽓᮹) vom 2.11.2014, S. 4.
90 ZHENG Yuanjian (䚥عܗ)/XIA Huimin (ᬣ), Bewertung des neu 
revidierten Verwaltungsprozessgesetzes (ǉ㸠ᬓ䆝䆐⊩Ǌᮄׂ䆘䆂), in: 
Journal of Shanghai University of Political Science & Law (Ϟ⍋ᬓ⊩ᄺ䰶
ᄺ), Vol. 30, 2015, S. 66.
91 ZHAN Zhongle (ЁФ), Reform und Zurückhaltung im Verwaltungs-
prozessgesetz (㸠ᬓ䆝䆐⊩ⱘĀব䴽āϢĀ䏳䑄ā), in: Faxue Zazhi (⊩ᄺ
ᴖᖫ), Nr. 3, 2015, S. 25.
92 LI Dayong (ᴢ࢛), Entwicklung von Justizpolitiken des Obersten 
Volksgerichtes im Verwaltungsprozess (᳔催⊩䰶㸠ᬓ䆝䆐ৌ⊩ᬓㄪПⓨ
ব), in: Journal of National Prosecutors College (ᆊẔᆳᅬᄺ䰶ᄺ), 
Nr. 4, 2015, S. 95–97.
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Lösung von Verwaltungsstreitigkeiten (ᅲ䋼ᗻ㾷
 㸠ᬓ㑴㒋)“, die er als Element einer materiellenއ
Rechtsstaatlichkeit sieht, welche insbesondere darin 
bestehe, dass Streitigkeiten abschließend entschie-

und die Angelegenheit auf den Streitgegenstand 
begrenzt wird und sich nicht in anderen Lebens-
bereichen fortsetzt. 93 Das VPG 2015 scheint diesen 
Aspekt ebenfalls widerzuspiegeln, indem der revi-
dierte § 1 die Zweckvorgabe enthält, „Verwaltungs-
streitigkeiten beizulegen (㾷އ㸠ᬓѝ䆂)“. Als letzte 
Änderung sei hier auch noch erwähnt, dass „die 
Wahrung bzw. der Schutz (㓈ᡸ)“ 94 einer rechtmäßi-
gen Ausübung von Verwaltungskompetenzen ent-
fallen ist und nun nur noch die bereits im VPG 1990 
enthaltene „Kontrolle (ⲥⴷ)“ von diesen normiert 
ist. Der Gesetzgeber reduziert mit diesem Schritt 
die Aufgabe der Gerichte auf den Bereich der ex-
post Kontrolle von Verwaltungshandeln, und lässt 
das angestrebte, präventive Ergebnis einer solchen 
Kontrolle – die Wahrung rechtmäßigen Verwal-
tungshandelns – als Gesetzeszweck entfallen, da 

Gerichte liegt und zudem in den Bereich der wach-
senden Verrechtlichung des Verwaltungsverfahrens 
fällt. 95 

Dass die Problematik der Fallannahme den 
wahrscheinlich wichtigsten Aspekt der Revision 
des VPG 2015 darstellt, wird bereits in den Allge-
meinen Regeln des VPG 2015 deutlich, indem direkt 
nach ratio iuris und Bestimmung des Anwendungs-
bereiches ein komplett neuer Paragraph eingefügt 
wurde, der diese Thematik behandelt. Nach § 3 I 
werden die Volksgerichte nun ausdrücklich ver-

-
zunehmen“. Die Redundanz dieser Formulierung 

-
men sind ja schon inhärent ist, dass sie anzunehmen 
sind. Eine mögliche Deutung ist, dass der Gesetz-
geber mit dieser Wortwahl die Normativität der 
rechtskonformen Fallannahme betonen möchte, da 

Bezeichnend ist, dass auch das OVG in seiner Ausle-

93 LI Dayong (Fn. 92), S. 100.
94 Heuser und Münzel (Fn. 3) übersetzen diese Textstelle ewas unter-übersetzen diese Textstelle ewas unter-
schiedliche, so dass eine leichte Bedeutungsverschiebung entsteht. 
Während Münzel
der Verwaltungsbefugnisse durch die Behörden zu schützen und zu 

Heuser
dessen, daß die Verwaltungsbehörden die Verwaltungskompetenzen ge-

Münzel ist sicherlich näher am Text indem 
der Komplex Rechtmäßigkeit, Verwaltungskompetenz und deren Aus-
übung in der Reihenfolge des chinesischen Wortlauts übertragen wird, 
während Heuser die Rechtmäßigkeit als zu wahrendes Element betont. 
Münzel kann so verstanden werden, dass legales Verwaltungshandeln 
geschützt wird, während Heuser die Einhaltung des Rechts durch Ver-
waltungsbehörden in den Mittelpunkt stellt. Letzerer Interpretation ist 
sicherlich zuzustimmen, da gerade die externe Überwachung von Ver-
waltungshandeln im Mittelpunkt des VPG 1990 steht.
95 YIN Qingli (↋⏙߽), Kommentar und Fallanleitung zum neuen Ver-
waltungsprozessgesetz (ᮄ㸠ᬓ䆝䆐⊩ᅲࡵ㾷ᵤϢ㺕߸ᣛᓩ), Peking 2015, 
S. 33.

gung 2015 diesen Aspekt noch einmal in § 1 I betont, 
-

zunehmen, die den gesetzlichen Voraussetzungen 
entsprechen und mahnt, das Klagerecht der Bürger 
zu gewährleisten. 

2.2.1 Klageeinreichung 

Besonders auffällig sind im VPG 2015 etliche 
Vorschriften, die sich der praktischen Problematik 
der Einreichung von Klagen widmen. Zunächst ist 
festzustellen, dass die Frist zur Annahme einer Kla-
ge nach Vornahme des Verwaltungshandelns ausge-
dehnt wurde. So kann gemäß § 46 VPG 2015 noch 
sechs Monate nach Kenntniserlangung Klage ein-
gereicht werden, während § 39 VPG 1990 lediglich 
drei Monate vorsah. Neu eingeführt wurde hier al-
lerdings der Passus, dass die Frist ab dem Zeitpunkt 
läuft, ab dem der Kläger hätte Kenntnis erlangt ha-
ben sollen. Ferner wird dieser Frist eine absolute 
Grenze gesetzt, indem gemäß des erst im letzten 
Entwurf eingefügten § 46 II VPG 2015 Volksgerichte 
fünf Jahre nach der Vornahme des Verwaltungshan-
delns – bzw. 20 Jahre, wenn der Streitgegenstand 
eine Immobilie ist – keine Klagen mehr annehmen 
sollen. 

Eine erhebliche Absenkung der Schranken für 

ff. So ist es mit Inkrafttreten des VPG 2015 nun auch 
möglich, mündlich Klage zu erheben. YING Song-
nian verweist darauf, dass dieser Reformschritt 
vor allem dem Anliegen, Kohärenz zu schaffen, ge-
schuldet ist, da für den Verwaltungswiderspruch 
nach § 11 Verwaltungswiderspruchsgesetz eine 
mündliche Eingabe ausreichend sei. 96 Gemäß § 50 

in eine Niederschrift zu überführen und dies dem 
Kläger datiert zu quittieren. Dass das VPG 2015 die 
Ausstellung eines klar datierten Beleges auch für 
die reguläre Klageregistrierung gemäß § 51 I als re-
gelungsbedürftig erachtet, deutet an, dass Gerichte 
mitunter die fehlende Datierung der Klageregistrie-
rung missbrauchten bzw. missbrauchen konnten, 
um unliebsame Prozesse zu vermeiden. 97 Die Ge-

Kläger einmalig auf Fehler und Lücken in der ein-
gereichten Klageschrift hinzuweisen und deren Be-
hebung anzuleiten. Diese Möglichkeit bestand zwar 
schon gemäß § 32 IV Auslegung 2000, allerdings 
erhebt das VPG 2015 die Änderungsanleitung nun 

bei Nichtbeachtung – wie auch die Nichtannahme 

96 YING Songnian (ᑨᵒᑈ), Annotations and Comments on the Revised 
Articles of the Administrative Procedure Law of the People’s Republic 
of China (ЁढҎ⇥݅㸠ᬓ䆝䆐⊩ׂᬍᴵ㒍䞞НѢ⚍䆘), Peking 2015, 
S. 165.
97 Siehe 1.3.
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der Klageschrift und die nicht erfolgte Quittierung 
des Eingangs der Klageschrift – durch höherrangi-
ge Gerichte zu korrigieren ist und für das zustän-
dige Personal disziplinarische Konsequenzen nach 
sich zieht. Wie die höherrangigen Gerichte jedoch 
unter solchen Umständen verfahren, kann nur die 
zukünftige Praxis zeigen. Ein weiterer wichtiger 
Reformschritt erfolgt mit § 52 VPG 2015, welcher 
die Fallbehandlung durch höherrangige Gerich-
te vorsieht, wenn die Gerichte innerhalb der (nach 
wie vor) siebentägigen Frist (§ 51 II VPG 2015, § 42 
VPG 1990) nach Einreichung einer vorschriftsmäßi-
gen Klageschrift eine Klage nicht annehmen. Auch 
diese Möglichkeit kannte schon die Auslegung 2000 
in § 32 III, allerdings war es nach dem damals gel-
tenden Recht auch möglich, die Klage zunächst 
durch das höherrangige Gericht anzunehmen und 
dann an dasjenige Gericht zurückzuverweisen, wel-
ches die Klage ursprünglich nicht angenommen 
hatte. ZHAO Xueyan weist darauf hin, dass die-
se Regelung in der Praxis den intendierten Zweck 
der ursprünglichen Vorschrift nicht erreichte, da 
die ursprünglich zuständigen Gerichte die Fallbe-
handlung weiterhin versagten. Sie betont daher die 
Bedeutung von § 50 S. 2 2. Alt VPG 2015, der zwar 
weiterhin eine Verweisung an ein untergeordnetes 
Gericht ermöglicht, jedoch klar bestimmt, dass dies 
ein anderes als das ursprünglich zuständige Gericht 
sein muss. 98 

 2.2.2 Anfechtbare Maßnahmen

Eine zentrale Änderung des VPG 2015 ist der 
Wegfall der Eingrenzung des Verwaltungsrechtswe-
ges auf „konkrete (ԧ) Verwaltungsakte“, indem 
das Attribut „konkret“ in der Begriffsfassung des 
angreifbaren Verwaltungshandelns keine Verwen-

folgt damit einer Entwicklung, die bereits durch 
Justizauslegungen des OVG vollzogen worden war, 

Ansätze in den Auslegungen 1991 und 2000 zu Un-
klarheiten geführt hatte. 99 GAN Wen berichtet, dass 
das OVG in seiner Rechtsprechung bereits im Jahr 
2001 von einem „konkreten Verwaltungsakt“ im 
materiellen Sinne ausgeht, so dass ein städtischer 
Raumnutzungsplan als Allgemeinverfügung für 
das klagende Bergbauunternehmen „einen konkre-
ten Verwaltungsakt beinhaltet (ࣙԧ㸠ᬓ㸠Ў

98 ZHAO Xueyan (䍉䲾䲕), Kurze Kommentierung zum neuen Verwal-
tungsprozessgesetz und seiner Justizauslegung in Fällen (ᮄ㸠ᬓ䆝䆐⊩
ঞৌ⊩㾷䞞Ḝ՟㊒㾷), Beijing 2015, S. 156.
99 Siehe 1.2. Zu dieser Problematik ausführlich und zum Zusammenspiel 
von Justiz und Verwaltungsrechtswissenschaft in der Ausformung eines 
neuen Verständnisses von Verwaltungshandeln: YAN Erbao (䮿ᇨᅱ), Er-

konkreten Verwaltungsaktes auszudehnen (ৌ⊩㾷䞞ᬒᓗᅮНԧ㸠ᬓ
㸠Ўⱘㄪ⬹Ẕ䅼), in: Fazhi yu shehui fazhan (⊩ࠊϢ⼒Ӯথሩ), Vol. 106, 
2012, S. 15–30.

ⱘݙᆍ)“. 100 JIANG Ming’an erklärt diese Tendenz 
damit, dass die Justiz im Vergleich zu den 1990er 
Jahren wesentlich professioneller geworden ist und 
Verwaltungssachen nicht mehr zu fürchten braucht, 
so dass der Anwendungsbereich des Verwaltungs-
prozessgesetzes durch die Revision auszudehnen 
sei. 101 Im Zuge dieser Entwicklung hat sich auch 
in der akademischen Auseinandersetzung mit dem 
Begriff des Verwaltungsaktes eine feingliedrige 

-
tion von jedwedem mit staatlicher Verwaltung in 
Zusammenhang stehendem Verhalten gesprochen, 
während in der engsten Lesart ein Verwaltungsakt 
nur von einer Behörde in Rahmen ihrer gesetzlich 
bestimmten Kompetenzen gegenüber einer klar 
bestimmbaren Person oder Sache vorgenommen 

-
hang stehenden Einzelfallaktes annehmen kann. 102 
Angesichts einer solchen rechtswissenschaftlichen 
Ausdifferenzierung und nicht zuletzt anlässlich 
der Revision des Verwaltungsprozessgesetzes soll-

-
㸠ᬓ㸠Ў“ nicht mehr wie in den 

ursprünglichen Übersetzungen von Heuser und 
-

waltungsaktes“ verstanden werden. 103 Fortan sollte 
stattdessen näher an der ursprünglichen Bedeutung 
der chinesischen Wortwahl der Begriff „Verwal-
tungshandeln“ gewählt werden. Die Verwendung 

-
cherlich in den 1990er Jahren sehr richtig. So lässt 

in der zeitgenössischen Literatur durchaus nach-
vollziehen. Exemplarisch sei hier das „Wörterbuch 
zum Verwaltungs- und Verwaltungsprozessrecht 
(㸠ᬓ⊩Ϣ㸠ᬓ䆝䆐⊩䆡)“ von YING Songnian 

-
㸠ᬓ㸠Ў “ – der Auslegung 1991 folgend – 104 

die Merkmale Verwaltungscharakter (im Sinne einer 
Ausführung durch eine Behörde), Rechtscharakter 
(im Sinne einer Rechtswirkung), Einzelfallcharakter, 
Zwangscharakter (im Sinne einer Anordnung auf 
der Grundlage einer staatlichen Willenserklärung) 
und der strengen Einhaltung staatlicher Regeln (im 
Sinne einer hoheitlichen Handlungsform) anführt, 

100 GAN Wen (⫬᭛), Zur justiziellen Überprüfung von abstrakten Ver-
waltungsakten (ᇍᢑ䈵㸠ᬓ㸠Ўⱘৌ⊩ᅵᶹ), in: Renmin sifa (Ҏ⇥ৌ⊩), 
Nr. 4, 2002, S. 51 f.
101 JIANG Ming’an (ྰᯢᅝ), Einige Fragen zur Revision des Verwal-
tungsprozessgesetzes (㸠ᬓ䆝䆐⊩ׂᬍⱘ㢹ᑆ䯂乬), in: Faxue (⊩ᄺ), 
Nr. 3, 2014, S. 17.
102 Eine sehr anschauliche Übersicht liefern: YANG Haikun (ᴼ⍋സ)/CAI 
Xiang (㫵㖨), Eine Inhaltsanalyse und Resystematisierung des Begriffes 
vom Verwaltungsakt (㸠ᬓ㸠Ўὖᗉⱘ㗗䆕ߚᵤ䞡ᮄᓎᵘ), in: Shan-
dong daxue xuebao (ቅϰᄺᄺ), Nr. 1, 2013, S. 1–16.
103 In diesem Aufsatz wird immer dann weiterhin der Begriff des Ver-
waltungsaktes verwendet, wenn auf die Rechtslage vor dem Erlass des 
VPG 2015 verwiesen wird.
104 Siehe 1.2.
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so dass die Nähe zum deutschen Verwaltungsakt 
unübersehbar ist. 105 Diese enge Bindung an das 
deutsche Recht wird in der chinesischen Literatur 
aber gemeinhin als überkommen angesehen. So 
stellt nach der Lesart des Vizepräsidenten des OVG, 
JIANG Bixin, die Übernahme einer deutschen bzw. 
japanischen Konzeption eines engen Verständnisses 
von Verwaltungshandeln ein Rechtstransplantat 
dar, welches die wissenschaftliche Systematisierung 
unter Berücksichtigung der chinesischen Sprachge-
wohnheiten vernachlässige. 106 

im „Umfang der Fallannahme (ফḜ㣗ೈ)“. Die-
se wird im VPG 2015 wie im VPG 1990 über eine 
Positivliste mit nicht abschließendem Charakter in 
§ 12 (§ 11 VPG 1990) und eine Negativliste in § 13 
(§ 12 VPG 1990) geregelt. Während die Negativlis-
te unverändert Verwaltungshandeln im Bereich der 
Landesverteidigung, die unmittelbare Normenkon-
trolle, weite Teile des Beamtenrechts und per gesetz-
licher Bestimmung letztgültig durch Verwaltungs-
behörden zu entscheidendes Verwaltungshandeln 
als anfechtbare Maßnahme ausschließt, wurde die 
Positivliste erheblich überarbeitet. Besonders auf-
fällig ist die Ausweitung der anfechtbaren Maßnah-
men in § 12 Nr. 4 und 5 VPG 2015. So ist es nun 
explizit möglich, behördliche Entscheidungen im 
Bereich der Bodennutzungsrechte und Entschei-
dungen über Entschädigungen bei Enteignungen 
anzugreifen. Beide eng miteinander verbunden 

-
tertsten geführten Auseinandersetzungen zwischen 
Bürgern und Behörden insbesondere im ländlichen 
China. 107 Allerdings schaffen auch diese beiden Än-
derungen keine völlig neue Rechtslage. Schon im 

sich in § 6 Nr. 4 unter den Widerspruchsgegenstän-
den die gleiche Formulierung wie in § 12 Nr. 4 VPG 
2015 zu den Bodennutzungsrechten. § 30 Verwal-
tungswiderspruchsgesetz ermöglicht dann zudem 
ausdrücklich den Verwaltungsrechtsweg für die-
se Streitigkeiten. 108 Auch Entscheidungen zu Ent-
eignungen waren vor der Revision des VPG 2015 
durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit justiziabel, 109 

105 YING Songnian (ᑨᵒᑈ), Wörterbuch zum Verwaltungs- und Verwal-
tungsprozessrecht (㸠ᬓ⊩Ϣ㸠ᬓ䆝䆐⊩䆡), Beijing 1992, S. 203 f.
106 JIANG Bixin (∳ᖙᮄ)/Li Chunyan (ᴢ➩), Notwendigkeit und Weg 
der Vereinheitlichung des Begriffes vom Verwaltungshandeln (㒳ϔ㸠ᬓ
㸠Ўὖᗉⱘᖙ㽕ᗻঞ݊䏃ᕘ䗝ᢽ), in: National Judges College Law Jour-
nal (⊩ᕟ䗖⫼), Nr. 1–2, 2006, S. 41.
107 Valerie Jaffee Washburn, Regular Takings or Regulatory Takings?: Land 

20, 2011, S. 71 ff.
108 Verwaltungswiderspuchgesetz (ЁढҎ⇥݅㸠ᬓ䆂⊩) vom 29. 
April 1999, Amtsblatt des Staatsrates (ЁढҎ⇥݅ࡵ䰶݀), Nr. 
18, 1999, S. 725 ff. Deutsch bei: Heuser 2006 (Fn. 3), S. 318 ff.
109 CHENG Jie (⋕), Das Recht zur justiziellen Überprüfbarkeit bei 
Streitigkeiten über Landenteignungen (ഄᕕ⫼㑴㒋ⱘৌ⊩ᅵᶹᴗ), 
in: Faxue yanjiu (⊩ᄺⷨお LIU Ruhui (߬བ), 
Rechtcharakter von Vereinbarungen zu Enteignungen von Boden oder 
Wohnungen und gerichtlicher Rechtsschutz (ഄ᠓ᅸᕕᬊⳌ݇ण䆂П

so dass diese Ergänzungen wiederum vor allem 
klarstellenden Charakter haben. Ähnlich verhält es 
sich mit § 12 Nr. 8 VPG 2015. Zwar wurde mit der 
Aufnahme dieser Vorschrift erstmals ausdrücklich 
die Möglichkeit geschaffen, gegen Verwaltungsmo-
nopole im Sinne von §§ 32 ff Antimonopolgesetz 110 
Klage einzureichen, YING Songnian berichtet je-
doch, dass dies längst gängige Praxis war. 111 Die 
größte Bedeutung für die aktuelle Rechtslage hat in 
der Reihe der allesamt – mitunter nur sehr nuanciert 
– revidierten anfechtbaren Maßnahmen die Einfüh-
rung des § 12 Nr. 11, welcher nun ausdrücklich die 
Anwendbarkeit des Verwaltungsprozessrechts für 
Verwaltungsvereinbarungen vorsieht. Diese waren 
zwar spätestens mit der Auslegung 2000 nicht mehr 
per se ausgenommen, 112 unter den Verwaltungsge-
richten bestand jedoch keine einheitliche Praxis der 
Fallannahme in diesem Bereich. 113 Die Bedeutung 
gerade dieses Reformschrittes lässt sich auch in der 
Auslegung 2015 nachvollziehen, in der lediglich die-
ser Klagegenstand umfänglich erläutert wird (§§ 11–

die eine Verwaltungsvereinbarung dann annimmt, 
wenn Verwaltungsbehörden zur Verwirklichung 
von öffentlichen Interessen oder von Verwaltungs-

mit Bürgern, juristischen Personen oder anderen 
Organisationen Vereinbarungen schließen, die ver-

-
halt haben. Insgesamt lässt sich jedoch sagen, dass 
das VPG 2015 durch die Revision der anfechtbaren 
Maßnahmen einen erheblichen Beitrag zur Rechts-
sicherheit in öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten in 
China geleistet hat.

2.2.3 Normenkontrolle

Die Möglichkeit einer unmittelbaren Überprü-
fung der Rechtmäßigkeit von Normen durch die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit war im VPG 1990 nicht 
gegeben. Es war zwar nach § 53 III VPG 1990 mög-
lich, dass Gerichte die in der Normenhierarchie 
untergeordneten Verwaltungsvorschriften (㾘ゴ), 
wenn sie von einer Lokalregierung erlassen worden 
waren und Verwaltungsvorschriften widerspra-
chen, die auf der Ministerialebene unterhalb des 
Staatsrates erlassen worden waren, über das OVG 
dem Staatsrat zur Klärung vorlegten. 114 Diese Kom-

⊩ᕟᗻ䋼Ϣৌ⊩∖ᬥ), in: Xingzheng faxue yanjiu (㸠ᬓ⊩ᄺⷨお), Nr. 1, 
2014, S. 89 ff.
110 Antimonopolgesetz der Volksrepublik China (ЁढҎ⇥݅ড൘ᮁ
⊩), Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des NVK (ЁढҎ⇥݅Ҏ
⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), Nr. 6, 2007, S. 517 ff. Deutsch bei: Markus 
Masseli, Antimonopolgesetz der Volksrepublik China, in: ZChinR, Nr. 3, 
2007, S. 307 ff.
111 YING Songnian (Fn. 96), S. 30.
112 Siehe 1.2. 
113 YING Songnian (Fn. 96), S. 33.
114 Eine weitere, jedoch weniger bedeutsame Änderung des VPG 2015 
betrifft die Rechtsquellenqualität der Verwaltungsvorschriften. Wie 
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petenz war aber kaum geeignet, dem Zweck einer 
Normenkontrolle zu dienen, da sie lediglich einen 
kleinen Bereich staatlicher Normen betraf. Zudem 
konnte diese Normenkontrolle nur von den Gerich-
ten und nicht von den Klägern angestrengt werden 
und zudem lag die Entscheidung über die Rechtmä-
ßigkeit dieser Normen bei einem (zentralen) Organ 
der Exekutive. 115 Zudem sah § 12 Nr. 2 VPG 1990 
ausdrücklich vor, dass Verwaltungsvorschriften, 
Verwaltungsverordnungen oder von einer Verwal-
tungsbehörde erlassene und verkündete Beschlüsse 
oder Befehle mit allgemeiner Bindungswirkung als 
anfechtbare Maßnahme ausgeschlossen sind. Die-

sich in § 13 Nr. 2 VPG 2015 wieder. Allerdings ist 
ein neuer § 53 eingefügt worden, der es im ersten 
Absatz Klägern ermöglicht, „Normativdokumente  
(㾘㣗ᗻ᭛ӊ)“ – auf denen das angegriffene Verwal-
tungshandeln beruht und die von einer Abteilung 
des Staatsrates oder einer Lokalregierung erlas-
sen wurden – im Wege einer inzidenten Normen-
kontrolle „zusammen mit der Klageerhebung (ϔ
ᑊ䇋∖)“ überprüfen zu lassen. Gerichte können 
daraufhin gemäß des neu eingefügten § 64 solche 

diese dann bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit 
des angegriffenen Verwaltungshandelns außer Acht 
lassen und den Behörden, die das „Normativdoku-
ment“ erlassen haben, einen Änderungsvorschlag 
unterbreiten. Ausdrücklich ausgenommen von der 
Kategorie dieser „Normativdokumente“ sind ge-
mäß § 53 II VPG 2015 „Verwaltungsvorschriften  
(㾘ゴ)“, so dass lediglich solche Rechtsvorschriften 
überprüfbar sind, die unterhalb dieser Ebene in der 
Normenhierarchie stehen. Der Anwendungsbereich 
dieser Normenkontrolle erstreckt sich damit vor al-
lem auf lokale Rechtsvorschriften. 116 

schon in § 53 VPG 1990 wird beim Prüfungsmaßstab zwischen Verwal-
tungsvorschriften und anderen höherrangigen Rechtsnormen unter-
schieden. Erstere sollen lediglich „konsultiert (খ✻)“ werden, was offen-
sichtlich eine geringere Bindungswirkung dieser Normenart bedeutet, 
wobei nicht abschließend geklärt ist, was diese Konsultation tatsächlich 
bedeutet. Insb. auf die vorangehende Rechtmäßigkeitsprüfung stellt z.B. 
ab: WU Peng (ਈ吣), Untersuchung der „Konsultation“ von Verwaltungs-
vorschriften (㸠ᬓ㾘Āゴখā✻ⷨお) Journal of Capital Normal Univer-
sity (佪䛑Ꮬ㣗ᄺᄺ), Nr. 4, 2003. Auch das VPG 2015 sieht in § 63 III 
weiterhin die Konsultation von Verwaltungsvorschriften vor, wobei jetzt 
allerdings nicht mehr nach den Verwaltungsvorschriften bestimmter 
Normsetzer unterschieden wird.
115 Von dieser Vorschrift unberührt blieb natürlich die Möglichkeit der 

diesem Verfahren: Björn Ahl, Justizreformen in China. Baden-Baden 2015, 
S. 138 ff.
116

vom Begriff „Normativdokument“ ab, die sich in § 29 des chinesischen 
Kontrollgesetzes (ЁढҎ⇥݅㑻Ҏ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮⲥⴷ⊩) 
vom 27. August 2006, Amtsblatt des Ständigen Ausschusses des NVK  
(ܼҎ⇥ҷ㸼ӮᐌྨࡵਬӮ݀), Nr. 7, 2006, S. 536 ff. Ebenfalls weiter 
ist der Anwendungsbereich der Beschwerde gegen die Unrechtmäßig-
keit von Rechtsnormen nach §§ 7, 26, 27 Verwaltungswiderspruchsgesetz 
(Fn. 108). Zu dieser Taxonomie: WANG Dongwei (⥟ϰӳ), Untersuchung 
der gerichtlichen Überprüfung von Normativdokumenten aus der Warte 
eines rechtsstaatlichen Verständnisses (⊩⊏⧚ᗉϟ㾘㣗ᗻ᭛ӊⱘ⊩䰶ᅵ
ᶹⷨお), in: Presentday Law Science (ᯊҷ⊩ᄺ), Vol. 13, 2015, S. 115 ff. 

Eine weitere, jedoch weniger bedeutsame Än-
derung des VPG 2015 betrifft die Rechtsquellen-
qualität der „Verwaltungsvorschriften (㾘ゴ)“. Wie 
schon in § 53 VPG 1990 wird beim Prüfungsmaß-
stab zwischen Verwaltungsvorschriften und ande-
ren höherrangigen Rechtsnormen unterschieden. 
Erstere sollen lediglich von den Gerichten bei der 
Rechtsprechung „konsultiert (খ✻)“ werden, was 
offensichtlich eine geringere Bindungswirkung 
dieser Normenart bedeutet. Es ist jedoch nicht ab-
schließend geklärt, was diese Konsultation tatsäch-
lich bedeutet. Meist wird darauf verwiesen, dass 
sich hier eine Form der Normenkontrolle etabliert 
hat, die eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit und 
– damit einhergehend – eine Überprüfung der An-
wendbarkeit der fraglichen Normen für die Beurtei-
lung der Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns 
zum Inhalt hat. Wobei die Gerichte jedoch kein Ver-
werfungsrecht haben oder auch nicht eine allgemei-
ne Nichtanwendbarkeit feststellen können. 117 Auch 
das VPG 2015 sieht in § 63 III weiterhin die Konsul-
tation von Verwaltungsvorschriften vor, wobei jetzt 
allerdings nicht mehr wie im VPG 1990 nach den 
Verwaltungsvorschriften bestimmter Normsetzer 
unterschieden wird, was jedoch für die weiter be-
stehende Rechtmäßigkeitsprüfung keine Änderung 
bedeuten sollte. 118 

Der Gesetzgeber schafft auch mit dem VPG 
2015 keine eigenständige Normenkontrollklage, 
auch wenn der Kläger gemäß § 20 Auslegung 2015 
eine entsprechende Beschwerde bereits bei der 
Klageerhebung vorbringen muss und sich dessen 
Klagebegehren unter Umständen vielmehr auf die 
Feststellung der Unrechtmäßigkeit des „Normativ-
dokumentes“ bezieht, als auf eine etwaige Nich-
tigkeit des angegriffenen Verwaltungshandelns. 
Es wird jedoch die absurde Situation verbessert, 
dass Gerichte z.B. lokales Recht anzuwenden hat-
ten, welches offenkundig mit nationalem Recht 
unvereinbar ist. Eine Rechtslage, der sich Gerichte 
allerdings schon lange nicht mehr immer gebeugt 
hatten. 119 Bereits 2004 hatte sich das OVG auf einer 
Arbeitskonferenz mit dieser Thematik beschäftigt 
und veröffentlichte das Ergebnisprotokoll in seinem 
Amtsblatt. Dort wird den Gerichten die Kompe-
tenz zugestanden, die Rechtmäßigkeit, Gültigkeit, 
Zweckmäßigkeit und Angemessenheit von adminis-
trativen Normativdokumenten, auf deren Grundla-
ge ein konkreter Verwaltungsakt erlassen wurde, in 
ihrer Urteilsbegründung zu erörtern. 120 Eine Kom-

117 WU Peng (Fn. 114), S. 36 ff. Ahl (Fn. 115), S. 156.
118 YING Songnian (Fn. 96), S. 201.
119 Besonders eindrücklich ist der sogenannte Saatgut-Fall aus dem Jahr 
1998. Hierzu: Keith Hand, Understanding China’s System for Addressing 

Harmony, in: Columbia Journal of Asian Law, Vol. 26, 2013, S. 222 ff.
120 Mitteilung des Obersten Volksgerichtes über die Verbreitung des 
„Protokolls der Konferenz zur Anwendbarkeit von Rechtsnormen bei 
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petenz, die von den Gerichten seither regelmäßig 
ausgefüllt wird. 121 Abschließende Klärung über die 
Nichtanwendbarkeit von unrechtmäßigen Norma-
tivdokumenten erfolgte schließlich im Jahr 2012, 
als das OVG eine Leitentscheidung veröffentlichte, 
in der das Gericht vom Salzamt der Stadt Suzhou 
unrechtmäßig erlassene Regeln für den Salzhandel 
nicht anwendete und deren Rücknahme empfahl. 122 
Es ist genau diese Praxis, die das VPG 2015 nun auf 
eine formalgesetzliche Grundlage stellt. Es muss 
jedoch betont werden, dass die justizielle Kontrol-
le von Normativdokumenten auch nach dem VPG 
2015 nicht so weit reicht, dass ein Gericht über deren 
allgemeinverbindliche Gültigkeit entscheiden kann. 
In dieser Hinsicht verharrt das Gesetz bei dem we-
nig schneidigen Ansatz einer Vorschlagskompetenz 
gegenüber den Verwaltungsbehörden. Allerdings 
kann gemäß § 21 Auslegung 2015 nun immerhin die 
übergeordnete Behörde derjenigen Behörde, die das 
rechtswidrige Normativdokument erlassen hatte, 
über den Änderungsvorschlag in Kenntnis gesetzt 
werden, um so den Druck zur Umsetzung eines sol-
chen Vorschlages zu erhöhen. In der Gesamtschau 
lässt sich nun feststellen, dass Normen unter der 
Ebene der Gesetze und Verwaltungsrechtsbestim-
mungen im Verwaltungsprozess kontrollierbar sind. 
Gerichte können Verwaltungsvorschriften über ihre 
Auswahlkontrolle der zu berücksichtigenden Nor-
men überprüfen und Kläger haben seit dem Erlass 
des VPG 2015 die Möglichkeit, Normen unterhalb 
dieser Ebene vom Gericht überprüfen zu lassen. 
Das Zusammenspiel dieser beiden Arten von Nor-
menkontrolle kann sicherlich einen entscheidenden 
Beitrag zur rechtsstaatlichen Entwicklung im Allge-
meinen und für die Einheit der Rechtsordnung im 
Besonderen darstellen. 

2.2.4 Arten der Verwaltungsstreitverfahren

Bei der Kategorisierung unterschiedlicher Ver-
waltungsstreitverfahren hat sich im chinesischen 
Verwaltungsprozessrecht noch keine eindeutige 
Lehre entwickelt. Es besteht kein Zweifel daran, 
dass eine Kategorisierung angebracht ist und es 
mangelt auch nicht an unterschiedlichen Ansätzen 
dieser Art. Schon die Frage, auf welchen Aspekt 
des Verfahrens für eine Kategorisierung abzustel-
len sei, ist umstritten. Nach LIN Lihong vertritt nur 
eine Mindermeinung eine Übernahme bzw. Orien-

der Behandlung von Verwaltungssachen“ (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣॄথ“݇Ѣ
ᅵ⧚㸠ᬓḜӊ䗖⫼⊩ᕟ㾘㣗䯂乬ⱘᑻ䇜Ӯ㑾㽕“ⱘ䗮ⶹ) vom 18. Mai 2004, 
Amtsblatt des Obersten Volksgerichtes (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݀), Nr. 6, 2004, 
S. 5 ff.
121 ZENG Xiaohua (᳒⼹ढ), Über die justizielle Überprüfung von Nor-
mativdokumenten (䆎ᇍ㾘㣗ᗻ᭛ӊⱘৌ⊩ᅵᶹ), in: Hebei Faxue (⊇࣫⊩
ᄺ), Vol. 33, 2015, S. 2 ff.
122 Mitteilung des OVG über die Verbreitung der zweiten Gruppe von 
Leitentscheidungen (᳔傭Ҏ⇥Ẕᆳ䰶݇ѢॄথѠᡍᣛᇐᗻḜ՟ⱘ䗮ⶹ) 
vom 15. November 2015, Amtsblatte des Obersten Volksgerichtes (᳔催
Ҏ⇥⊩䰶݀), Nr. 12, 2012, S. 5 ff.

tierung am deutschen Modell der Klagearten bzw. 
am taiwanesischen Modell der Urteilsarten. 123 Viel-
mehr sei in der chinesischen Verwaltungsprozess-
rechtswissenschaft ein Ansatz verbreitet, den sie als 
„Lehre von der gesamtheitlichen Kategorisierung 
und der umfassenden Merkmale (ᭈԧߚ㉏Ϣ㓐ড়
 ,䇈)“ bezeichnet, welche schlichtweg versuchtޚᷛ
jede erdenkliche Abweichung der jeweilige Ver-
fahren anhand aller verfügbaren Aspekte wie Kla-
gebegehren, Klagegenstand, Klagegegner, Fristen, 
Zuständigkeit oder Urteilsart zu unterscheiden. 124 
Das bedeutet allerdings nicht, dass auf eine Kate-
gorisierung der Klagearten verzichtet worden wäre. 
Aus den §§ 11, 54 VPG 1990 wurden regelmäßig 
Anfechtungsklagen (᩸䫔䆝䆐), Änderungsklagen 
(ব䆝䆐 ሹ㸠䆝䆐) und 
Entschädigungsklagen (䌨ٓ䆝䆐) konstruiert, so-
wie spätestens nach Erlass der Auslegung 2000 mit 
dessen § 57 II eine Feststellungsklage (⹂䅸䆝䆐) 
angenommen. 125 -
gearten sondern Urteilsarten zur Unterscheidung 
herangezogen, wobei dann zu den zuvor genannten 
Kategorien noch die Entscheidung der Aufrechter-
haltung (㓈ᣕ߸އ) und nach der Auslegung 2000 
noch die Abweisung (假ಲ߸އ) hinzutritt. 126 Diese 
sprachliche Regelung wird auch im VPG 2015 über-
nommen, welches nicht mehr die Aufrechterhal-
tung des Verwaltungsaktes wie in § 54 VPG 1990, 
sondern nur noch gemäß § 69 die Zurückweisung 
des Klagebegehrens vorsieht. 

Eine praktisch relevante Systematisierung der 
Verwaltungsprozessarten scheiterte allerdings an 
den bislang geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen, die keine Matrix erkennen lassen, in der sich 
z.B. die Begründetheit oder gewisse prozedurale 
Fristen nach z.B. der anfechtbaren Maßnahme, dem 
Klagebegehren oder dem Klagegegner richtet. 127 
MA Huai de und WU Hua kommen daher zu dem 
Schluss, dass die bisherige Kategorisierung der 
Klagearten, die Beilegung von öffentlich-rechtli-
chen Streitigkeiten nicht begünstigt und einer der 
Gründe sei, warum im Rahmen von Verwaltungs-
prozessen in China vor allem zivilrechtliche Fragen 
erörtert werden, da die Kläger meist einen materi-
ellen Ausgleich für behördliches Fehlverhalten im 
Blick haben und eine Kategorisierung des Fehlver-

123 LIN Lihong (ᵫ㥝㑶), Sonderprobleme des Verwaltungsprozessrechts  
(㸠ᬓ䆝䆐⊩䯂乬ϧ䆎), Wuhan 2010, S. 76 f. u. 79 f.
124 LIN Lihong (Fn. 123), S. 77 f.
125 LIN Lihong überträgt die herrschende Kategorisierung in das deutsche 

Нࡵ䆝䆐, § 11 I 
Nr. 4 iVm § 54 Nr. 3 VPG 1990), allgemeinen Leistungsklagen (ϔ㠀㒭Ҭ
䆝䆐, § 11 I Nr. 6 iVm § 54 Nr. 3 VPG 1990) und will sogar eine Fortset-§ 11 I Nr. 6 iVm § 54 Nr. 3 VPG 1990) und will sogar eine Fortset- 11 I Nr. 6 iVm § 54 Nr. 3 VPG 1990) und will sogar eine Fortset-§ 54 Nr. 3 VPG 1990) und will sogar eine Fortset-54 Nr. 3 VPG 1990) und will sogar eine Fortset-
zungsfeststellungsklage (㓁㸠ⱘ⹂䅸䆝䆐, § 50 Nr. 3 Auslegung 2000) 
erkennen, bekennt allerdings selbst, dass diese keinen strengen Anforde-
rungen genügen würde. LIN Lihong (Fn. 123), S. 89.
126 LI Guiying (ᴢḖ㣅), Restrukturierung des Systems der Klagearten 
unseres Verwaltungsprozesses (䞡ᭈ៥ⱘ㸠ᬓ䆝䆐㉏ൟࠊᑺ), in: Hebei 
Faxue (⊇࣫⊩ᄺ), Vol. 21, 2003, S. 153. 
127 LIN Lihong (Fn. LI Guiying (Fn. 126), S. 153.
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halten für sie keine praktische Relevanz zu haben 
scheint. 128 Es ist daher wenig verwunderlich, dass 
im Vorfeld der Revision gesetzgeberische Schritte 
gefordert wurden, die sich wiederum am deutschen 
Schema der Klagearten orientieren sollten. 129

Das revidierte VPG 2015 ist kaum geeignet, die 
in der Rechtswissenschaft geäußerte Kritik an der 
mangelnden Substantiierung der Klage- bzw. Ur-
teilsarten verstummen zu lassen. Der entsprechende 
Abschnitt im Gesetzestext (§ 54 VPG 1990) ist zwar 
erheblich erweitert worden (§§ 69–78 VPG 2015), 
dessen Regelungsinhalt geht allerdings meist nicht 
über eine Zusammenführung mit den Bestimmun-
gen der Auslegung 2000 (insb. § 57 Auslegung 2000 
– Feststellungsurteil) und eine feinere Gliederung 
des bisherigen Regelungsinhalts hinaus. Allenfalls 

(§ 72 VPG 2015) und Zahlungsurteilen (§ 73 VPG 
2015) im Sinne des Klagegenstandes von Sozial-
leistungen gemäß § 12 Nr. 10 VPG 2015 130 und die 
Einführung einer eigenständigen Urteilsart für das 
Leistungsstörungsrecht bei Verwaltungsverträgen 
(§ 78 VPG 2015) waren bislang in dieser Form noch 
nicht geregelt worden. Die umfängliche Behand-
lung von Feststellungsurteilen (§§ 74–76 VPG 2015) 
wurde der Auslegung 2000 entlehnt. 

Eine potentiell sehr bedeutsame Erweiterung 
hat jedoch der Umfang des Prüfungsmaßstabes von 
Verwaltungshandeln erfahren. So ist gemäß § 70 
Nr. 6 nun auch zu prüfen, ob ein Verwaltungshan-
deln „offensichtlich unangemessen (ᯢᰒϡᔧ)“ war. 
YING Songnian sieht hierin einen großen Fortschritt 
für das chinesische Verwaltungsprozessrecht, da nun 
aus einer formellen Rechtmäßigkeitsprüfung eine 
materielle Rechtmäßigkeitsprüfung geworden ist, 
die wesentlich besser geeignet sei, Verwaltungshan-
deln zu kontrollieren. 131 Eine derartige Prüfung war 
bislang nur bei Verwaltungsstrafen möglich. Diese 
konnten gemäß § 54 Nr. 4 VPG 1990 geändert wer-
den, wenn sie „offensichtlich ungerecht (ᰒ༅݀ℷ)“ 
waren. Diese Formulierung wurde im Zuge der Re-
vision, im § 77 I VPG 2015, in die Wertungskategorie 
der offensichtlichen Unangemessenheit geändert, 
was nicht unbedingt eine neue Rechtslage für die-
sen Bereich darstellt. So wurde in der chinesischen 
Rechtswissenschaft ohnehin die Ansicht vertreten, 
dass die Formulierung der „offensichtlichen Unge-

128 MA Huaide (偀ᗔᖋ)/WU Hua (ਈढ -
tisierung der verwaltungsprozeduralen Klagearten unseres Landes (ᇍ
៥㸠ᬓ䆝䆐㉏ൟⱘডᗱϢ䞡ᵘ), in: Zhengfa luntan (ᬓ⊩䆎യ), Nr. 5, 
2001, S. 65.
129 LUO Wei (㔫ӳ)/XU Yixiang (ᕤҹ⼹), Kategorisierung der Verwal-
tungsklage: Theoretisches Fundament, Gesetzgebungsstruktur und An-
wendungstechnik (㸠ᬓ䆝䆐㉏ൟ࣪˖⧚䆎⸔ǃゟ⊩ᵘᶊ䗖⫼ᡔᴃ), 
in: Hebei Faxue (⊇࣫⊩ᄺ), Vol. 32, 2014, S. 44 ff.
130 YIN Qingli (Fn. 95), S. 242 f. YING Songnian sieht hier eine große Nähe 
zur allg. Leistungsklage. YING Songnian (Fn. 95), S. 226 f.
131 YING Songnian (Fn. 96), S. 226.

rechtigkeit“ als „vernunftlos (ϡড়⧚)“ oder sogar 
mit der identischen Wortgruppe als „unangemessen 
(ᯢᰒϡᔧ)“ 132 zu verstehen sei. Eine entscheidende 
Änderung ist jedoch, dass die Angemessenheitsprü-
fung nun gemäß § 70 Nr. 6 nicht mehr nur ein Än-
derungsurteil zur Folge haben kann, sondern auch 
eine Aufhebung des Verwaltungshandelns möglich 
ist, wenn dessen offensichtliche Unangemessenheit 
festgestellt wurde. Wann eine derartige Unange-
messenheit jedoch festzustellen ist, bleibt zunächst 
offen. ZHAO Xueyan folgt der Ansicht, dass diese 
anzunehmen ist, wenn das Verwaltungshandeln of-
fenkundig das Rationalitätsprinzip der Verwaltung 
verletzt, indem es „unzweckmäßig (ϡড়䗖)“, „un-
passend (ϡཹᔧ)“ oder „konkret unvernünftig/ϡ
 ড়⧚ᗻ“ sei. 133 In einer frühen Kommentierung᳝
bieten TENG Yawei und KANG Yong als Prüfungs-
kategorien für das in Rede stehende Verwaltungs-
handeln ein „Verletzen der geübten Verwaltungs-
praxis (䖱ড㸠ᬓᛃ՟)“ sowie eine „Abkehr von 
Ziel und Geist der Gesetzgebung (㚠⾏ゟ⊩ⳂⱘϢ
ゟ⊩㊒⼲)“ an, wobei sie insbesondere die Prinzi-
pien einer allgemein und gleichen Verwaltung als 
Prüfungsmaßstab erachten. 134 

Eine Differenzierung der Urteilsarten anhand 
prozeduraler Unterschiede wird lediglich für Ver-

für die § 38 unter bestimmten Umständen eine 
Beweislastumkehr vorsieht. Auch wenn sich der 
Gesetzgeber mit dem VPG 2015 der rechtswissen-
schaftlichen Debatte insoweit angenähert hat, dass 
eine feinere Unterscheidung verschiedener Arten 
von Verwaltungsstreitverfahren vorgenommen 
wurde, so verharrt diese Kategorisierung jedoch 
weiterhin vor allem auf der Ebene der Urteilsarten. 
Kläger können diese verschiedenen Urteile nach 
dem VPG 2015 lediglich über die unterschiedlichen 
anfechtbaren Maßnahmen in § 12 erwirken, eine un-
mittelbare Zielgerichtetheit einer Klage wird nicht 
aufgezeigt. 

Offenbar hatte das OVG mit seiner Auslegung 
2015 genau diesen Aspekt im Blick, als es in § 2 der 
Auslegung 2015 den Begriff des „konkreten Kla-

Obschon bereits § 41 Nr. 2 des VPG 1990 ein sol-
ches zur Voraussetzung der Klageannahme machte, 
blieb dieser zentrale Aspekt bisher ungeregelt. Die 
Auslegung 2015 unterscheidet nun in § 2 Aufhe-
bung (Nr. 1), Erfüllung einer Leistungs- oder Zah-

-
lichkeit (Nr. 3), Feststelllung der Unwirksamkeit 

132 YIN Qingli (Fn. 95), S. 256. TENG Yawei (⒩ѮЎ)/KANG Yong (ᒋ࢛), 
Über den Anwendungsbereich der Änderungsurteile im Verwaltungs-ber den Anwendungsbereich der Änderungsurteile im Verwaltungs-
prozess (䆎㸠ᬓ䆝䆐ব߸އⱘ䗖⫼㣗ೈ), in: Chongqing ligong daxue 
xuebao (䞡ᑚ⧚Ꮉᄺᄺ), Vol. 29, 2015, S. 102.
133 ZHAO Xueyan (Fn. 98), S. 218.
134 TENG Yawei/KANG Yong (Fn. 132), S. 105.
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(Nr. 4), Entschädigung oder Schadensersatz (Nr. 5), 
Streitbeilegung bei Verwaltungsverträgen (Nr. 6), 
Normenkontrolle (Nr. 7) und Entscheidung eines 
Zivilrechtsstreit (Nr. 8). Die beiden letztgenannten 
Klagebegehren können nur gemeinsam mit einem 
anderen Klagebegehren vorgebracht werden. Das 
OVG hat mit dieser Systematisierung jedoch keine 
abschließende Regelung getroffen, da auch andere 
Klagebegehren (Nr. 9) als „konkrete Klagebegeh-
ren“ erachtet werden können. Die vorliegende Liste 
muss also als eine Fortentwicklung gesehen werden, 
die jedoch sowohl Gesetzgeber als auch Rechtswis-
senschaft noch Raum lässt, die Arten der Verwal-
tungsstreitverfahren weiter zu konkretisieren.

2.2.5 Klagegegner

Das VPG 2015 normiert im neu eingefügten § 2 
II eindeutig, dass nicht nur Behörden im formellen 
Sinne in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
fallen, sondern auch andere „Organisationen, die 
Verwaltungshandeln vornehmen (㒘㒛ߎⱘ㸠ᬓ
㸠Ў)“. Der Nestor der chinesischen Verwaltungs-
rechtswissenschaft YING Songnian sah schon vor 
der Revision in diesem Schritt eine unerlässliche Er-
weiterung der Klagemöglichkeiten, da immer mehr 
Verwaltungstätigkeiten von „sozialen Einrichtun-
gen (⼒Ӯ㒘㒛)“ übernommen werden würden. Als 
Beispiel hierfür nennt er höhere Bildungseinrichtun-
gen, die aus seiner Sicht zweifelslos Verwaltungs-
handeln ausüben, es bislang aber schwierig war, 
einen Verwaltungsprozess gegen sie anzustrengen 
und daher meist versucht wurde, mittels Zivilpro-
zessen Ansprüche durchzusetzen. 135 Im VPG 1990 
sah der entsprechende § 25 IV lediglich vor, dass 
eine ermächtigte Organisation Beklagte eines Ver-
waltungsprozesses sein kann, schwieg jedoch zur 
Frage des Verwaltungshandelns einer Organisation 
ohne Ermächtigung. Es sollte jedoch nicht überse-
hen werden, dass bereits nach § 20 der Auslegung 
2000 ein Verwaltungshandeln von anderen Insti-
tutionen als den Behörden ohne Ermächtigung im 
Verwaltungsprozess anfechtbar war, so dass die 
Neuregelung im VPG 2015 vor allem eine klärende 
Vereinfachung der bisherigen Rechtslage darstellt.

Eine wichtige Änderung in diesem Bereich ist 
die zwingende Beteiligung der Widerspruchsbe-
hörde als Beklagte im Verwaltungsprozess nach 
§ 26 I VPG 2015, während § 25 VPG 1990 vorsah, 
dass eine Widerspruchsbehörde nur dann Beklagte 
sein konnte, wenn sie den ursprünglichen Verwal-
tungsakt geändert hatte. Wenn sie diesen hinge-
gen aufrechterhalten hat, so war lediglich die ur-
sprüngliche Verwaltungsbehörde Beklagte. Nach 

135 YING Songnian (ᑨᵒᑈ), Verbesserung und Entwicklung des Verwal- Verbesserung und Entwicklung des Verwal-
tungsprozessrechtssystems (㸠ᬓ䆝䆐⊩ᕟࠊᑺⱘᅠǃথሩ), in: Xing-
zheng faxue yanjiu (㸠ᬓ⊩ᄺⷨお), Nr. 4, 2015, S. 3 ff.

der neuen Rechtslage ist es nun unerheblich, ob 
die Widerspruchsbehörde das Verwaltungshandeln 
aufrechterhält oder abändert, wenn nach der Ent-
scheidung der Widerspruchsbehörde Klage erho-
ben wird, ist sie Beklagte. Im Falle der Abänderung 
ist sie alleinige Beklagte, im Falle einer Aufrechter-
haltung ist sie gemeinsam mit der ursprünglichen 
Verwaltungsbehörde Beklagte. WANG Jingbo er-
läutert, dass nach der bisherigen Rechtslage Wider-

hatten, den Verwaltungsakt nicht zu ändern, um 
die Rolle des Beklagten im Verwaltungsprozess zu 
vermeiden. Sie äußert die Hoffnung, dass die Geset-
zesrevision daher dazu beitragen wird, dass Wider-
spruchsbehörden eine genauere Prüfung des Ver-
waltungshandelns vornehmen werden und damit 
auch der Druck auf untergeordnete Verwaltungsbe-
hörden erhöht wird, bei der Vornahme von Verwal-
tungshandeln ein größeres Augenmerk auf dessen 
Rechtmäßigkeit und Angemessenheit zu legen. 136 

2.2.6 Prozessbeteiligte

nur als denjenigen Bürger, der eine Verwaltungs-
klage erhebt. 137 Stattdessen wird der Begriff des 
Klägers substantiiert, indem nun sowohl der „Ad-
ressat des Verwaltungshandelns (㸠ᬓ㸠ЎⳌᇍҎ)“ 
als auch am Verwaltungshandeln Interessierte Kla-
ge erheben können. Letztere waren bereits gemäß 
§ 12 der Auslegung 2000 klageberechtigt, solange 
dieses Interesse als „rechtlich (⊩ᕟϞ -
zieren war. § 13 der Auslegung 2000 konkretisiert 

VPG 2015 ist dieser Maßstab des klageberechtigten 

als Ausweitung des Anwendungsbereiches zu ver-
stehen ist, jedoch die Frage offen lässt, wie das In-
teresse an einem Verwaltungshandeln geartet sein 
muss, damit tatsächlich ein Klagerecht besteht. 138 
Der Begriff des Adressaten eines Verwaltungshan-
delns ist hingegen völlig neu und während hier die 
Abgrenzung wahrscheinlich wesentlich leichter 
fällt, so sieht YING Songnian doch auch hier einen 
erheblichen Auslegungsbedarf durch die Justiz, da 
in der Rechtswissenschaft noch keine einheitliche 
Auffassung über diesen Begriff bestehe. 139

136 WANG Jingbo (⥟ᭀ⊶), Eine Analyse des revidierten Verwaltung-
sprozessgesetzes auf der Grundlage der Public-Choice-Theorie (Ѣ
݀݅䗝ᢽ⧚䆎ߚᵤǉ㸠ᬓ䆝䆐⊩Ǌⱘׂᬍ), in: Faxue zazhi (⊩ᄺᴖᖫ), 
Nr. 3, 2015, S. 39. 
137 § 24 VPG 1990.
138

Rechte und Interessen anzunehmen sein. Vgl. ZHAO Xueyan (Fn. 98), 
S. 31 f. 
139 YING Songnian (Fn. 96), S. 62 ff. Der deutsche Begriff des „Adressaten 
(ফ乚Ҏ)“ ist nur einer von mehreren Ansätzen, so dass die hier gewählte 
Übersetzung keine Übernahme eines deutschen Verständnisses indizie-
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Ein weiterer Aspekt, der aus der bereits beste-

wurde, ist die Möglichkeit, Vertreter für die Prozess-
führung zu bestimmen, wenn mehrere Personen ge-
meinsam einen Verwaltungsprozess anstrengen. Be-
reits in der Auslegung 2000 war in § 14 III geregelt, 
dass bei Klagen von mehr als fünf Personen, ein bis 
fünf Prozessvertreter zu wählen bzw. vom Gericht 
zu bestimmen sind. Das VPG 2015 greift diese Re-
gelung in § 28 auf, verzichtet jedoch auf eine num-
merische Eingrenzung sowohl hinsichtlich der Zahl 
der Kläger als auch hinsichtlich der zu wählenden 
Vertreter. Auch die Festlegung der Prozessvertreter 
durch das Gericht wurde fallengelassen, so dass die 
Klägergemeinschaft nun eine größere Autonomie in 
der Bestimmung von Prozessvertretern erhält. YING 
Songnian sieht hier die Tendenz der Einführung 
von Sammelklagen nach deutschem bzw. von class-
action suits nach amerikanischem Modell. Auch die 
leicht geänderte Wortwahl des Zusammenziehens 
von Verwaltungsklagen aufgrund gleichartigen (ৠ
ḋ nach § 26 VPG 1990 bzw. ৠ㉏ nach § 27 VPG 
2015) Verwaltungshandelns trage hierzu bei, da nun 
zur gemeinsamen Verhandlung von Verwaltungs-
klagen keine Gleichartigkeit in der Form mehr nö-
tig sei, sondern es bereits ausreiche, wenn es einen 
materiellen inneren Zusammenhang gebe. 140 Tat-
sächlich ist in China insbesondere auf dem Feld des 
Umweltrechts ferner zu beobachten, dass eine Ver-
bandsklage grundsätzlich möglich ist. 141 Das VPG 
2015 nimmt diese Entwicklung allerdings nicht un-
mittelbar auf und belässt es bei der Möglichkeit ge-
mäß § 25 VPG 1990 (§ 26 VPG 2015), dass „andere 
Organisationen݊Ҫ㒘㒛“ berechtigt sind, Klage zu 
erheben, wenn ihre Interessen berührt sind. 

Eine geradezu drastische Reformmaßnahme 
betrifft die Teilnahme der Behördenleitung am 
Verfahren. Dem in China bereits sprichwörtlichen 
Phänomen, dass „Bürger, die Beamte verklagen, 
die Beamte aber nicht zu Gesicht bekommen (⇥ਞ
ᅬϡ㾕ᅬ)“ 142 begegnet das VPG 2015 in § 3 III mit 
der Vorschrift, dass im Regelfall die Behördenlei-
tung persönlich vor Gericht zu erscheinen hat. Al-
lerdings gesteht es der gleiche Paragraph der Be-
hördenleitung zu, sich auch weiterhin vertreten zu 
lassen, wenn sie nicht persönlich erscheinen kann, 
was natürlich großen Raum für das Nichterscheinen 
vor Gericht lässt. Dass der Gesetzgeber mit der Ein-

ren soll. 
140 YING Songnian (Fn. 96), S. 76 ff. 
141 LIU Han (߬ᰫ)/LI Jing (ᴢ䴭), Entstehung des Systems einer verwal-
tungsrechtlichen public-interest litigation unseres Landes (䆎៥㸠ᬓ
݀Ⲟ䆝䆐ࠊᑺⱘᓎᵘ), in: Journal of the Party School of CPC Qingdao 
Municipal Commitee (Ё݅䴦ቯᏖྨ᷵ܮ䴦ቯ㸠ᬓᄺ䰶ᄺ), Nr. 1, 2012, 
S. 123 ff.
142 Ausführlich hierzu: ZHANG Zhiyuan (ゴᖫ䖰), Untersuchung des 
Systems, das im Verwaltungsprozess der Behördenchef vor Gericht er-
scheinen sollte (㸠ᬓ䆝䆐Ёⱘ㸠ᬓ佪䭓ߎᒁᑨ䆝ࠊᑺⷨお), in: Faxue za-
hzhi (⊩ᄺᴖᖫ), Nr. 3, 2013, S. 94 ff.

fügung dieser Norm in den allgemeinen Teil aller-
dings nicht nur eine symbolische Aufwertung des 
Verwaltungsprozesses im Auge hat, wird deutlich, 
wenn man § 66 II VPG 2015 beachtet, welcher dem 
Gericht die Möglichkeit gibt, ein ungerechtfertig-
tes Fernbleiben des geladenen Beklagten zu veröf-
fentlichen und disziplinarische Maßnahmen an-

Nichterscheinens macht aber auch deutlich, dass 
der Zweck dieser Regelung im Bereich der öffent-
lichen Wahrnehmung des Verwaltungsprozesses 
zu suchen ist. Aus der Sicht von YING Songnian ist 

jedoch durchaus denkbar, dass eine solche Maßnah-
me für Chinas besondere Problematik geeignet sei 
und insbesondere bei der tatsächlichen Beilegung 
von Verwaltungsstreitigkeiten eine wichtige Rolle 
spielen könnte. 143 YIN Qingli wird etwas genauer 
und erörtert, dass die bisherige Praxis der Autori-
tät des Gerichts geschadet habe und eine gerechte, 
effektive und zeitnahe Lösung der Verwaltungs-
streitigkeit erschwert habe. Er führt weiter aus, dass 
sich in vielen lokalen Experimenten mit einer ver-

-
zeigt habe, dass die entsprechenden Behörden dem 
Verwaltungsverfahren ein größeres Gewicht einge-
räumt hätten. 144

Tianjin zeigt, dass die Maßnahmen des VPG 2015 
tatsächlich eine Änderung bewirkt haben. So sei der 
Anteil der Behördenleiter, die vor Gericht erscheine, 
nach dem Erlass des VPG 2015 von 0,78% auf im-
merhin 30,59% gestiegen. 145 Ob die reine Anwesen-
heit der Behördenleitung aber tatsächlich langfristig 
die gewünschte Wirkung entfaltet, muss allerdings 
fraglich bleiben, da einerseits § 3 III nach wie vor 
die Möglichkeit der Vertretung durch einen anderen 
Mitarbeiter der Behörde ermöglicht und anderer-
seits diese Reform offenbar auf subjektiv-psycholo-
gische Effekte abzielt, die nach einer gewissen Zeit 
der Umsetzung und der damit einhergehenden Ge-
wöhnung abklingen könnten. 

2.2.7 Zuständigkeit

Da – wie mehrfach erwähnt – 146 -
nahme lokaler Organe politischer Macht auf den 
Verwaltungsprozess in China eine ausgeprägte Prä-
valenz aufweist, ist seit einiger Zeit die Tendenz er-
kennbar, Verfahren aus dem Zuständigkeitsbereich 
der Unterstufengerichte herauszuheben. 147 Es sind 

143 YING Songnian (Fn. 96), S. 19.
144 YIN Qingli (Fn. 95), S. 39 ff. 
145 <http://politics.people.com.cn/n/2015/1204/c1001-27889390.html> 
eingesehen am 3. Dezember 2015.
146 Siehe 2.2.1. 
147 Einen kurzen Überblick liefert z.B. SHEN Fujun (≜⽣֞), Analyse der 
Reform des Zuständigkeitssystems im Verwaltungsprozess an Unterstu-
fengerichten (ሖ⊩䰶㸠ᬓ䆝䆐ㅵ䕪ࠊᑺᬍ䴽䆎ᵤ), in: Dongfang faxue  
(ϰᮍ⊩ᄺ), Nr. 2, 2014, S. 59 ff.
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diese Gerichte, denen es offensichtlich am schwers-
ten fällt, sich dem Zugriff der lokalen Machteliten 
zu entziehen, die sie eigentlich kontrollieren soll-
ten. Während die Stärkung dieser Gerichte in der 

-
terliegen, jedenfalls mittelfristig kaum erreichbar 
ist, erscheint die Zentralisierung der Zuständigkeit 
im Verwaltungsprozess – möglichst nicht unter der 
Ebene der Mittelstufengerichte – als ein gangbarer 
Weg. Mit solchen Maßnahmen würden direkte Be-
rührungspunkte zwischen Verwaltungsgerichten 
und Staatsorganen innerhalb einer Gebietskörper-

-
mieden werden, was sicherlich der meist auf infor-

die Gerichte den Nährboden teilweise entziehen 
würde. Dieses Bemühen ist jedenfalls in der Justiz 
deutlich erkennbar, so dass ausgehend von Versu-
chen des Mittelstufengerichts der Stadt Taizhou in 
Zhejiang ab dem Jahr 2002 mit überlappenden und 
changierenden räumlichen Zuständigkeiten experi-
mentiert wurde, die darauf abzielten, Verwaltungs-

Lokalregierung der beklagten Verwaltungsbehörde 
abzuhalten. 148 Einen weiteren Entwicklungsschritt 
stellte die Einrichtung von Schwerpunktgerichten 
dar, die ebenfalls auf lokale Initiativen zurückgeht 
und in den Maßgaben des OVG zur versuchsweisen 
Zentralisierung aus dem Jahr 2013 landesweit um-
setzbar gemacht wurde. 149

Es ist somit kaum verwunderlich, dass sich die-

So wird die erstinstanzliche Zuständigkeit von Mit-
telstufengerichten massiv ausgeweitet, indem die-
se nicht mehr nur dann anzurufen sind, wenn der 
angegriffene Verwaltungsakt von einer Abteilung 
des Staatsrats oder den Regierungen der Provinzen, 
autonomen Gebieten oder zentralen unmittelba-
ren Städten erlassen wurde. 150 Stattdessen sind die 
Mittelstufengerichte nach § 15 Nr. 1 VPG 2015 nun 
bereits dann zuständig, wenn das Verwaltungshan-
deln von einer Abteilung einer Regierung ab der 
Kreisebene vorgenommen wurde. Schon aufgrund 
dieser Vorschrift sollte nun ein erheblicher Teil der 
Verwaltungsprozesse an Mittelstufengerichten ge-
führt werden. Höhere Gerichte haben weiterhin die 
Möglichkeit Verwaltungssachen an sich zu ziehen, 
sie können Verwaltungssachen, für die sie in erster 
Instanz zuständig sind, nicht mehr an untere Ge-

148 GE Xianyuan (㨯ܜು), Erörterungen des zurückgelegten Weges in 
der gebietsübergreifenden Zuständigkeit von Volksgerichten in Verwal-
tungssachen (Ҏ⇥⊩䰶䎼㸠ᬓऎඳㅵ䕪㸠ᬓḜӊ䏃ᕘ㋶), in: Su zhou 
daxue xuebao (㢣Ꮂᄺᄺ), Nr. 2, 2015, S. 85.
149 Mitteilung des OVG zur Ausweitung der Versuchsarbeit der gebün-
delten Zuständigkeit bei Verwaltungssachen (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣᓔሩ㸠
ᬓḜӊⳌᇍ䲚Ёㅵ䕪䆩⚍Ꮉⱘ䗮ⶹ), in: Sifa yewu wenjian (ৌ⊩Ϯࡵ᭛
ӊ), Nr. 23, 2013, S. 40–43.
150 § 14 Nr. 2 VPG 1990. 

richte übertragen. 151 Einen ähnlichen Ansatz ver-
folgt auch § 89 II VPG 2015, der es im Falle einer 
Berufung aus einer zurückverwiesenen Neuver-
handlung nicht mehr erlaubt, dass die zweite In-
stanz den Fall erneut zur Neuverhandlung zurück-
verweist. Auch im Wiederaufnahmeverfahren ist es 
nach der Neufassung gemäß § 89 II VPG 2015 nicht 
mehr möglich, dass das ursprünglich entscheidende 
Gericht zuständig ist, stattdessen kann nur noch das 
übergeordnete Gericht angerufen werden.

Ferner wird es Oberstufengerichten nun er-
möglicht, Gerichte in ihrem Bezirk zu benennen, 
die gebietsübergreifend zuständig sind. Interes-
sant ist hier, dass die Entwürfe noch vorsahen, dass 
Oberstufengerichte dies selbstständig bestimmen 
dürfen, 152 gemäß § 18 II VPG 2015 ist dies nur noch 
mit Zustimmung des OVG möglich. Offenbar hat 
das OVG in seiner Versuchsarbeit die Erfahrung 
gemacht, dass eine zentralisierte Kontrolle über die 
Bündelung von räumlichen Zuständigkeiten ange-
zeigt ist. Eine weitere Neuerung betrifft die Weiter-
verweisung von Verwaltungssachen. Bereits nach 
dem VPG 1990 war eine Endlosverweisung nicht 
möglich, da gemäß § 21 VPG 1990 selbst die fehler-
hafte Verweisung nicht weiter verwiesen werden 
durfte. Auch wenn damit eine Endlosverweisung 
unmöglich wurde, was sicherlich im Interesse des 
Klägers ist, so konnte diese Rechtslage jedoch dazu 
führen, dass ein formal nicht zuständiges Gericht 
gezwungen war, eine Verwaltungssache zu verhan-
deln. § 22 VPG 2015 sieht nun vor, dass in Fällen der 
fehlerhaften Verweisung, dies dem übergeordneten 
Gericht gemeldet wird und dies dann die Zustän-
digkeit bestimmt. 

2.2.8 Verfahrensordnung

Etliche Änderungen im VPG 2015 betreffen den 
geregelten und zügigen Fortgang des Verfahrens. 
Dies bedeutet nicht unbedingt, dass Verfahrensfris-
ten verkürzt wurden, sondern vielmehr, dass eine 
größere Verlässlichkeit hinsichtlich eines ordnungs-
gemäßen Verfahrensgangs geschaffen werden soll-
te. Der Gesetzgeber ließ sich hierbei offensichtlich 
vor allem von Praktikabilitätserwägungen leiten. So 
sind die Fristen, die ein Gericht bei der Behandlung 
einer Verwaltungssache einhalten muss, verlängert 
worden. Während gemäß § 57 VPG 1990 in der Re-
gel bereits nach drei Monaten ein erstinstanzliches 
Urteil zu ergehen hatte, so sind es gemäß § 81 VPG 
2015 nun sechs Monate. Parallel dazu ist auch die 
Frist für das Berufungsurteil von zwei Monaten 

151 § 23 I VPG 1990, § 24 I VPG 2015.
152 Z.B. § 15 Änderungsentwurf des Verwaltungsprozessgesetzes der 
Volksrepublik China (Fassung der zweiten Lesung) (ЁढҎ⇥݅㸠
ᬓ䆝䆐⊩ׂℷḜ˄㤝Ḝ˅˄Ѡᅵ䆂〓˅), <http://www.npc.gov.cn/

am 17. November 2015.
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(§ 60 VPG 1990) auf drei Monate (§ 88 VPG 2015) 
verlängert worden. Diese Änderung ist sicherlich 
der Erkenntnis geschuldet, dass innerhalb der bis-

durchführbar war. 153 Ebenfalls verlängert wurde die 
Frist, innerhalb derer die Beklagte dem Gericht eine 
Klageerwiderung mit den entsprechenden Doku-
mentationen vorzulegen hat. Statt wie bisher zehn 
Tage (§ 43 VPG 1990), hat die Verwaltungsbehörde 
für diesen Verfahrensschritt nun 15 Tage Zeit (§ 67 
VPG 2015). Gestrafft wurde das Verfahren hinge-
gen im Falle des Nichterscheinens eines Klägers. So 
wird eine Klage gemäß § 58 VPG 2015 bereits nach 
einmaligem Nichterscheinen des geladenen Klägers 
als zurückgenommen erachtet. 

Wichtigstes Element der Beschleunigung von 
Verwaltungsprozessen und zentrales Merkmal der 
Revision ist die Einführung des vereinfachten Ver-
fahrens in den sehr kursorischen Regelungen des 
§§ 82–84. Diese Verfahren sind gemäß § 83 bereits 
nach 45 Tagen nach der Klageannahme abzuschlie-
ßen und werden nicht von einem Kollegialspruch-
körper sondern von einem Einzelrichter entschie-
den. Angewendet werden kann das vereinfachte 
Verfahren gemäß § 82 unter der Voraussetzung, dass 

-
ten offenkundig sind und „der Streit nicht groß (ѝ
䆂ϡ)“ist. Diese auslegungsbedürftigen Merkma-
le werden sicherlich durch das OVG in weiteren Jus-
tizinterpretationen oder Leitentscheidungen präzi-
siert. YING Songnian versteht unter „nicht großem 
Streit“ jedenfalls, dass es keine grundsätzlichen Dif-
ferenzen zwischen den Streitparteien hinsichtlich 

der Entstehung, Entwicklung und Änderung der 
rechtlichen Beziehung gibt. 154

Zudem wird das vereinfachte Verfahren auf drei 
Fallgruppen beschränkt: Klagen gegen ad hoc vor-
genommenes Verwaltungshandeln, Klagen gegen 
Bußgelder, die den Betrag von 2000 RMB nicht über-
steigen und Klagen mit Bezug zur Offenlegung von 
Regierungsinformationen. Zudem kann das verein-
fachte Verfahren angewendet werden, wenn alle 
Parteien diesem zustimmen. Auch das vereinfachte 
Verfahren ist in China bereits vor dem Erlass des 
VPG 2015 erprobt worden. So verbreitete das OVG 
bereits im November 2010 eine Mitteilung, in der 
die versuchsweise Anwendung eines vereinfachten 
Verfahrens im Verwaltungsprozess normiert wur-
de. 155 Bereits Juli 2010 hatte ein Gericht der Stadt 
Wenzhou in Zhejiang ein vereinfachtes Verfahren 

153 YING Songnian (Fn. 96), S. 258 f.
154 YING Songnian (Fn. 96), S. 268.
155 Mitteilung des Obersten Volksgerichtes über den Auftakt zur Ver-
suchsarbeit des vereinfachten Verfahrens im Verwaltungsprozess (᳔催
Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣᓔሩ㸠ᬓ䆝䆐ㅔᯧᑣ䆩⚍Ꮉⱘ䗮ⶹ) vom 17. November 
2010, Renmin fayuan bao (Ҏ⇥⊩䰶), 10. Dezember 2010, S. 2.

eingeführt und am 13. Juli im ersten Verfahren die-
ser Art in China innerhalb von 15 Tagen über einen 
Bußgeldbescheid in Höhe von 1500 RMB verhan-
delt. 156 Regelmäßig werden die in § 82 Nr. 1 und 
Nr. 2 VPG 2015 genannten Fallgruppen zusammen-
fallen, da es sich bei dem ad hoc vorgenommenen 
Verwaltungshandeln meist um ordnungsrechtliche 
Maßnahmen in Form von Bußgeldern handeln soll-
te. Eine wirkliche Neuerung ist daher vor allem die 
Einführung des vereinfachten Verfahrens für Fälle 
der Offenlegung von Regierungsinformationen, da 
diese in der Mitteilung des OVG nicht angespro-
chen wurden. Dieser Reformschritt ist sicherlich der 
stark steigenden Zahl dieser Fallgruppe geschuldet, 
die inzwischen etwa 20% der Verwaltungsprozesse 
ausmacht. 157 Die Gerichte sollen folglich mit dieser 
Maßnahme entlastet werden und da zudem derar-
tige Fälle meist sehr gleichförmig sind und keiner 

den Kläger eine gewisse Dringlichkeit besteht, ist 
die Einführung des vereinfachten Verfahrens für 
Fälle der Offenlegung von Regierungsinformati-
onen nachvollziehbar. 158 Bei der angesprochenen 
Fallkonstellation dürfte es sich meist um die Offen-
legung von Regierungsinformationen mit Bezug zu 
Bauprojekten und Raumnutzungsplänen sowie den 
damit einhergehenden Zwangsmaßnahmen gegen 
bzw. Entschädigungsansprüchen von Alteigentü-
mern handeln. 

Auch die Störung des Verfahrensfortgangs wur-
de im VPG 2015 in einigen Nuancen neu geregelt. 
So können die in § 59 I VPG 2015 genannten Pro-
zessbehinderungen nach der neuen Rechtslage mit 
einer Geldbuße von bis zu 10.000 RMB geahndet 
werden. 159 Zudem bestand in der Praxis das Prob-
lem, dass es weder eine Handhabe gab, Personen 
zu belangen, die zur Unterstützung der Beweiser-

nachkommen, noch die Vorlage von falschem – im 
Sinne von irreführendem – 160 Beweismaterial zu 
ahnden. 161 Beide Möglichkeiten wurde nun in § 59 
I Nr. 1 und Nr. 2 VPG 2015 geschaffen. Des Weite-
ren können nun gemäß § 59 I Nr. 5 auch Personen 
belangt werden, die durch illegale Mittel wie Täu-
schung oder Einschüchterung versuchen, einen 
Kläger zur Rücknahme seiner Klage zu veranlassen. 
Auch diese Regelung reagiert auf die Praxis, in der 

 162 
Die Gerichte haben mit dieser Revision nun die 
Möglichkeit, eine stärkere und sogar mit Zwangs-

156 YING Songnian (Fn. 96), S. 263 f.
157 Siehe 1.3.
158 YING Songnian (Fn. 96), S. 270.
159 § 49 VPG 1990 sah lediglich eine Geldbuße von 1000 RMB vor. 
160 Chinesisch: 㰮؛. Wörtlich am besten mit trügerisch – im Sinne von 
einer falschen Wahrheit vermittelnd – zu übersetzen. 
161 ZHAO Xueyan (Fn. 98), S. 187.
162 Siehe 1.3.
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mitteln bewehrte Kontrolle immerhin derjenigen 
Klagerücknahmen auszuüben, bei denen Kläger 
ihre Klagen unter Druck zurückgezogen haben. Soll-
ten die Gerichte zukünftig umfänglich von dieser 
neuen Möglichkeit Gebrauch machen und sich viel-
leicht sogar weitere Fallgruppen neben Täuschung 
und Einschüchterung herausbilden, so könnte die-
ser Reformschritt einen wichtigen Beitrag zur Effek-
tivität des Verwaltungsprozesses in China leisten. 
Ähnliches gilt für § 59 II VPG 2015, welcher – neu 
eingeführt – den personellen Anwendungsbereich 
der Ahndung einer Prozessbehinderung ausweitet, 
indem nicht mehr nur die unmittelbaren Täter be-
langt werden können, sondern auch die Hauptver-
antwortlichen oder unmittelbar Verantwortlichen 
einer Einheit. Das revidierte VPG 2015 folgt mit die-
ser Vorschrift dem Ansatz der Verbandsstrafbarkeit 
der §§ 30, 31 des chinesischen Strafgesetzbuches, 163 
so dass es nun denkbar ist, dass auch der Behörden-
leiter mit einer der Zwangsmaßnahmen des § 59 I 
belegt werden kann, wenn einer seiner Mitarbeiter 
eine Prozessbehinderung begangen hat. 

2.2.9 Beweise

Nach alter wie neuer Rechtslage liegt die Be-
weislast im chinesischen Verwaltungsprozess bei 
der Beklagten. 164 Diese Regelung entspringt dem 
deutlichen Informationsgefälle zwischen Kläger 
und Beklagter, welches es dem Kläger kaum möglich 
macht, eine umfassende Aufklärung über das Ver-
waltungshandeln zu erbringen. Die Entscheidung 
des chinesischen Rechts, dies der Verwaltungsbe-
hörde aufzutragen, hat natürlich den Hintergrund, 
dass diese den leichtesten Zugriff auf entsprechende 
Informationen hat. Allerdings hat die beklagte Ver-
waltungsbehörde meist kein intrinsisches Aufklä-
rungsinteresse, so dass die Beweiserbringung durch 
eine solche Verwaltungsbehörde für Ungenauigkei-
ten, Lücken oder Verschleppung besonders anfällig 
ist. Nicht zuletzt aufgrund dieser Überlegungen 

die Forderung, dass der Richter die Beweisermitt-
lung übernehmen solle. 165 Diese Forderung wurde 
nicht erfüllt, der chinesische Gesetzgeber hat jedoch 
einige der Möglichkeiten der subsidiären Beweiser-
hebung durch Gericht und Kläger gestärkt. 

Das bisher geltende Verwaltungsprozessgesetz 
regelte das Beweisrecht nur sehr kursorisch, so dass 

163 Allerdings ist zu beachten, dass es im Strafrecht umstritten ist, ob 
Staatsorgane unter den Begriff der „Einheit (ऩԡ)“ zu subsumieren sind. 
Hierzu umfänglich: SHENG Yin (ⲯ㤉), Staatsorgane können nicht das 
Subjekt einer Verbandsstraftat werden (ᆊᴎ݇ϡ㛑៤Ўऩԡ⢃㔾ⱘЏ
ԧ), in: Zhengzhi yu falü (ᬓ⊏Ϣ⊩ᕟ), Nr. 2, 2004, S. 95 ff.
164

165 JI Yaping (࿀Ѯᑇ), Über die Struktur der Beziehung von Verwaltungs-
beweisen und Verwaltungsprozessbeweisen (䆎㸠ᬓ䆕Ϣ㸠ᬓ䆝䆐䆕
݇㋏П䞡ᵘ), in: Xingzheng yu faxue yanjiu (㸠ᬓ⊩ᄺⷨお), Nr. 4, 2008, 
S. 46.

sich das OVG immer wieder genötigt sah, in sei-
nen Auslegungen ergänzende Regeln zu erlassen. 
So sah das VPG 1990 keine fristbewehrten Konse-
quenzen vor, wenn die Beklagte ihrer Aufklärungs-

Auslegung 2000, welche in § 26 II vorsah, dass die 
Beklagte innerhalb von zehn Tagen nach Erhalt der 
Klageschrift Beweise und normative Grundlagen 
für den Verwaltungsakt vorzulegen habe. Versäum-
te sie diese Frist, so nahm das Gericht an, dass Be-
weismittel und Grundlagen nicht bestanden. Diese 
Regelung übernimmt das VPG 2015 in § 34. Die Ge-
richte durften auch bereits gemäß § 34 II VPG 1990 
schon ergänzende Beweise eigenständig erheben. 
Dieses Recht wurde allerdings mit § 23 II der Be-
stimmungen des OVG zu Fragen von Beweisen im 
Verwaltungsprozess aus dem Jahr 2002 166 zuguns-
ten des Klägers eingeschränkt, indem es seither den 
Gerichten untersagt war, nachträgliche Beweise für 
die Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes zu er-
heben. Auch diese Regelung hat in § 40 VPG 2015 
Einzug in den revidierten Gesetzestext gehalten. 
ZHAO Xueyan begründet diese Einschränkung mit 
der ohnehin schon ungleichen Machtverteilung im 
Verwaltungsprozess. Würde das Gericht die ohne-
hin schon stärkere Verwaltungsbehörde auch noch 
darin unterstützen, die Rechtmäßigkeit ihres Ver-
waltungshandelns zu belegen, so würde dies die 
Position des Klägers weiter schwächen. 167

Auch die Beweiserhebung durch den Kläger ist 
in ihrer jetzigen Regelung das Produkt einer Rechts-
fortentwicklung durch die Auslegungen des OVG. 
Tatsächlich war dem Kläger lange nur eine rein 
passive Rolle im verwaltungsprozeduralen Beweis-
recht zugedacht. Erst mit § 6 der Bestimmungen 
2002 wurde es dem Kläger ermöglicht, Beweise ei-
genständig beizubringen, die die Widerrechtlichkeit 
des angegriffenen Verwaltungshandelns nachwei-
sen. Sollten diese Beweise jedoch nicht überzeugen 
können, entbindet dies nicht die Beklagte von ihrer 
Beweislast. Auch diese Formulierung ist in § 37 Teil 
des VPG 2015 geworden. 168 Es ist somit LIU Xin und 
JIN Chengbo zu folgen, dass sich gerade am Beweis-
recht ablesen lässt, dass das revidierte Verwaltungs-
prozessgesetz in weiten Teilen vor allem ein gesetz-
geberischer Akt der Zusammenführung von bereits 
Bestehendem ist. 169 

166 Z.B. Bestimmungen des OVG zu Fragen von Beweisen im Verwal-
tungsprozess (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ㸠ᬓ䆝䆐䆕㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾘ᅮ) vom 4. 
Juni 2002, Amtsblatt des Obersten Volksgerichtes (ЁढҎ⇥᳔݅催
Ҏ⇥⊩䰶݀), Nr. 4, 2002, S. 132 ff.(in der Folge: Bestimmungen 2002).
167 ZHAO Xueyan (Fn. 98), S. 92.
168 Gleiches gilt für § 41 VPG 2015, welcher die Beweiserhebung durch 
das Gericht auf Antrag des Klägers regelt und in fast identischer Fassung 
bereits in § 23 I der Bestimmungen 2002 auftaucht. 
169 LIU Xin (߬㥬)/JIN Chengbo (䞥៤⊶), Untersuchung der Beweisre-
geln des revidierten Verwaltungsprozessgesetzes (㸠ᬓ䆝䆐⊩ׂᬍৢⱘ
䆕㾘ᅮ䆘ᵤ), in: Nanjing shehui kexue (फҀ⼒Ӯ⾥ᄺ), Nr. 11, 2015, 
S. 103.



369

Sprick, Das neue Verwaltungsprozessgesetz der Volksrepublik China, ZChinR 2015

2.2.10 Schlichtung

Die Schlichtung ist seit langem ein ungelös-
tes Problem im chinesischen Verwaltungspro-
zessrecht. Während das Gesetz diese ausdrück-
lich untersagte, 170 ist sie in der Praxis seit langem 
ein fester Bestandteil der verwaltungsrechtlichen 
Streitbeilegung. Dem offensichtlichen Bedürfnis, 
eine Art „Konsultation (ण䇗)“ im Verwaltungspro-
zess einzuführen, gab das OVG eher zögerlich und 
nur sehr begrenzt nach. 171 Die Reform des Verwal-
tungsprozessgesetzes hätte somit die Möglichkeit 
eröffnet, einen alternativen bzw. vielleicht sogar 
außergerichtlichen Streitbeilegungsmechanismus 
einzuführen. Tatsächlich verharrt der Gesetzgeber 
in § 60 I S. 1 VPG 2015 bei dem Grundsatz, dass die 
Schlichtung im Verwaltungsprozess nicht angewen-
det wird. In frühen Entwürfen zum VPG 2015 war 
nur die schon nach § 67 III VPG 1990 bekannte Aus-
nahme vom Schlichtungsverbot vorgesehen, die 
Fälle von Schadensersatz- bzw. dann gemäß § 60 I 
S. 2 VPG 2015 auch Entschädigungszahlungen be-
trifft. Diese Fälle sind sicherlich besonders geeignet, 
wenn lediglich um eine nummerische Festsetzung 
der Höhe der entsprechenden Zahlung gestritten 
wird. Erst spät im Gesetzgebungsverfahren ist diese 
Liste noch um eine abstraktere Fallgruppe erweitert 
worden, indem nun auch Fälle geschlichtet werden 
können, bei denen Verwaltungsbehörden ein „recht-
lich bestimmtes Recht auf freies Ermessen (⊩㾘㾘ᅮ
ⱘ㞾⬅㺕䞣ᴗ)“ ausüben. Dies sind vor allem Fälle, 
in denen die Höhe eines Bußgeldes im Ermessen 
einer Verwaltungsbehörde liegt, so dass auch hier 
lediglich die Höhe des Betrages in einer Schlichtung 
geklärt werden kann. 172 In der chinesischen rechts-
wissenschaftlichen Literatur ist dieser Bereich einer 
der wenigen Aspekte, der deutliche Kritik am VPG 
2015 hervorruft. So monieren WANG Xiaoqiang 
und HE Rikai, dass das revidierte Gesetz der Pra-
xis nicht gerecht wird und fordern, dass der Grund-
satz des Schlichtungsverbotes gestrichen wird und 
der Anwendungsbereich immerhin auf alle Fälle 
ausgedehnt wird, bei denen über Vermögensinte-
ressen zu entscheiden ist. Zudem sei es angesichts 
des deutlichen Machtgefälles zwischen Kläger und 
Beklagtem im Verwaltungsprozess umso wichtiger, 
dass zu den in § 61 II normierten Grundsätzen der 
Schlichtung auch noch der bislang nicht genannte 
Gleichheitsgrundsatz hinzukomme. 173

170 § 50 VPG 1990.
171 Siehe 1.3.
172 YING Songnian (Fn. 96), S. 194.
173 WANG Xiaoqiang (⥟ᰧᔎ)/HE Rikai (䌎᮹ᓔ), Problemanalyse des 
Systems der Schlichtung im Verwaltungsprozess (㸠ᬓ䆝䆐䇗㾷ࠊᑺⱘⳌ
݇䯂乬ᵤ), in: Xingzheng yu fa (㸠ᬓϢ⊩), Nr. 10, 2015, S. 58 ff.

2.2.11 Vollstreckung

Mit der – besonders auch in den entsprechen-
den politischen Dokumenten – viel gebrauchten 
Wendung von den drei Problemfeldern Fallannah-
me, Fallbehandlung und Vollstreckung (ゟḜ䲒ǃ
ᅵ⧚䲒ǃᠻ㸠䲒) des Verwaltungsprozesses wird 
die Vollstreckung in das Zentrum der Reformziele 
gerückt. Deren gesetzliche Bestimmung umfasst al-
lerdings lediglich vier Paragraphen: §§ 94–97 VPG 
2015. Dies sind zwar zwei Paragraphen mehr als im 
VPG 1990 (§§ 65, 66), was jedoch lediglich an der 
Teilung des Regelungsinhaltes des § 65 VPG 1990 
in drei Paragraphen im VPG 2015 liegt. Tatsächlich 
hat der Gesetzgeber die Vollstreckung von verwal-
tungsprozeduralen Entscheidungen jedoch mit we-
nigen Änderungen deutlich potenter gemacht. Wie 
schon im Bereich der Prozessbeteiligten 174 als auch 
bei der Frage der Prozessbehinderung 175 wird auch 
hier der Ansatz verfolgt, das leitende Personal der 
Behörde persönlich in den Anwendungsbereich der 
gesetzlichen Regelungen aufzunehmen und damit 

-
ges Verhalten anzudrohen. So werden die täglichen 
Bußgelder in Höhe von 50 bis 100 RMB nicht mehr 
der Behörde auferlegt, 176 sondern sie sind nun ge-
mäß § 96 Nr. 2 von der verantwortlichen Person der 
betreffenden Verwaltungsbehörde zu entrichten. 
Diese bislang zahnlose Drohung erhält durch die 
somit vorgenommene Personalisierung ein völlig 
neues Gewicht, da nun nicht mehr lediglich Staats-
vermögen von der säumigen Behörde zum Gericht 
verschoben wird, sondern eine Geldbuße aus dem 
Privatvermögen zu entrichten ist. 177 Mit derselben 
Stoßrichtung wurde auch in § 96 Nr. 5 die Beuge-
haft für das unmittelbar verantwortliche Leitungs-
personal und anderes unmittelbar verantwortliches 
Personal der betreffenden Verwaltungsbehörde ein-
geführt. Allerdings ist dies nur möglich, wenn die 
Weigerung sich einer Vollstreckung zu beugen, eine 
„abscheuliche gesellschaftliche Wirkung (⼒Ӯᕅ
ડᙊࡷ
abstellende Einschränkung ist natürlich geeignet, 
die Schneidigkeit dieses Zwangsmittels auszuhöh-
len. 178 Ein weiteres wiederkehrendes Mittel, wel-
ches offensichtlich nicht nur die Effektivität des 
Verwaltungsprozesses erhöhen, sondern auch des-
sen Bild in der Öffentlichkeit verbessern soll, ist die 
Veröffentlichung von Fehlverhalten der Verwaltung 
wie z.B. das Nichterscheinen vor Gericht 179 oder 
die Nichtbefolgung einer Vollstreckungsanweisung 

174 Siehe 2.2.6.
175 Siehe 2.2.8.
176 § 65 III Nr. 2 VPG 1990. 
177 YING Songnian (Fn. 96), S. 353.
178 Die einschlägigen Autoren bieten noch keine Präzisierungen dieser 

179 § 66 II VPG 2015. Siehe 2.2.6.
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durch eine Verwaltungsbehörde. 180 Wie die Gerich-
te diese Vorschriften zur Vollstreckung von ver-
waltungsprozeduralen Entscheidungen anwenden, 
wird ein wichtiger Gradmesser für den Erfolg der 
intendierten Aufwertung von verwaltungsexterner 
Kontrolle behördlichen Handelns in China sein.

3. Schlussbetrachtung 

Die Revision des Verwaltungsprozessgesetzes 
stand unter dem klar formulierten Ziel auf den drei 
Problemfeldern Fallannahme, Fallbehandlung und 

-
zuführen und damit externe Verwaltungskontrolle 
zu stärken sowie die Rechte der Bürger gegenüber 
der Verwaltung besser zu schützen. Weite Teile des 
revidierten Gesetzes kommen diesem Anspruch 
vor allem dadurch nach, dass schon bestehende 
Regeln untergesetzlicher Art in den Gesetzestext 
aufgenommen wurden. Das VPG 2015 schafft somit 
einen einfacheren und klareren Zugang zu verwal-
tungsprozeduralen Bestimmungen. Es trägt damit 
typische Züge eines chinesischen Gesetzes, welches 
längere Zeit nicht revidiert worden war. Das VPG 
2015 ist ein Beleg dafür, dass Rechtsfortentwicklung 
in China regelmäßig nicht mehr auf der Ebene der 

-

besonderen Maße – in den Justizinterpretationen 
des OVG zu suchen ist. Das OVG gestaltet regel-
mäßig einen Entwicklungspfad des Rechts, dem 
dann auch die formelle Gesetzgebung weiter folgt 
oder aber immerhin diesen nicht mehr umkehrt. Es 
ist daher auch aus diesem Grunde wenig überra-
schend, dass das VPG 2015 eine substantielle Stär-
kung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in China zur 
Folge haben kann. Das trotz aller Bemühungen um 
die Ausbildung rechtsstaatlicher Strukturen als vi-

von lokalen Trägern parteistaatlicher Macht auf die 
Rechtsprechung, könnte zukünftig mithilfe des VPG 
2015 deutlich zurückgedrängt werden. Die Zentra-
lisierung der Verwaltungsgerichtsbarkeit mit ge-
bietsübergreifenden Zuständigkeitsregeln oder die 
Tendenz Mittelstufengerichte statt der schwächeren 
Grundstufengerichte als erste Instanz einzuführen, 
sind in dieser Hinsicht wichtige Reformschritte. 
Ein wichtiger Kompetenzzuwachs ist sicherlich die 
Prüfung von Verwaltungshandeln auf dessen Ange-
messenheit, so dass die Gerichte nun die Möglich-
keit haben, den Missbrauch von Verwaltungskom-
petenzen auch dann zu kontrollieren, wenn er in 

180

zur Veröffentlichung der Verwaltungsentscheidung nach § 65 VPG 2015. 
Allgemein zur Veröffentlichung von Gerichtsentscheidungen in China: 
Björn Ahl/Pilar-Paz Czoske/Daniel Sprick, Maßnahmen des Obersten Volks-
gerichtes zur Schaffung einer transparenten Justiz, in: ZChinR, Nr. 3, 
2014, S. 199 ff.

der Gestalt einer formal rechtmäßigen Handlung 
erfolgt. Auch die Ausweitung der Zwangsmittel im 
Bereich der Prozessteilnahme und Vollstreckung 
sowie deren Anwendbarkeit auf Personen der Be-
hördenleitung kann die Autorität der Gerichte maß-
geblich stärken, wenn sie angewendet werden. Ein 
möglicherweise besonders effektives neues Mittel 
der Verwaltungskontrolle ist präventiver Natur. 
Dass nun die Widerspruchsbehörde grundsätzlich 
immer auch Beklagte eines Verwaltungsprozesses 
ist, könnte dazu führen, dass diese ihrer Aufgabe 
der internen Verwaltungskontrolle einen größeren 
Stellenwert beimessen und damit gleichzeitig den 
Druck auf die untergeordneten Verwaltungsbehör-
den erhöhen, rechtskonformes Verwaltungshandeln 
auszuüben. Es sollte auch die Wirkung der Anpas-
sung und teilweisen Ausdehnung von Fristen und 
die Einführung des vereinfachten Verfahrens nicht 
unterschätzt werden. Beides kann dazu beitragen, 
dass die Gerichte zeitlich entlastet werden, so dass 
komplexere Verwaltungssachen mit einer größeren 
Achtsamkeit behandelt werden können. 

Der wichtigste Reformschritt für Kläger ist si-
cherlich die Präzisierung und umfassende Verrecht-
lichung der Klageregistrierung und Klageannahme. 
Mit der Revision sollten die Möglichkeiten der Ge-
richte, unliebsame Klagen nicht anzunehmen, er-
heblich reduziert sein. Zudem sorgen Regelungen 
wie die mündliche Klageeinreichung dafür, dass die 
Schwelle für Kläger im Verwaltungsprozess deut-
lich gesenkt wird. Auch reputationswirksame Maß-

Gericht zu erscheinen, sowie die Veröffentlichung 

im Verwaltungsprozess können dazu beitragen, 
dass ein größeres Zutrauen in die Verwaltungsge-
richtsbarkeit entsteht. Ähnliches gilt für die Mög-
lichkeit der adhäsiven Normenkontrolle, die jedoch 
in ihrer Beschränkung auf einen sehr kleinen Teil 
der denkbaren Normativdokumente vor allem die 

-
ten Behörden stärkt. Nach wie vor wenig zufrieden-
stellend gelöst ist die Normierung der Schlichtung 
in Verwaltungssachen. Der Gesetzgeber hat es hier 
versäumt, eine umfängliche Regelung dieser in der 
Praxis so wichtigen Streitbeilegung einzuführen, so 
dass zu vermuten ist, dass das Phänomen der „Kon-
sultationen“ in einem weitestgehend regelungsfrei-
en Raum weiterbesteht.

Besonders auffällig ist die Personalisierung der 
beklagten Verwaltungsbehörde in ihrem Leitungs-
personal. Die Hoffnung, dass die Anwesenheit des 
Behördenchefs den Verwaltungsprozess beschleu-
nigen und eine nachhaltige Lösung der entspre-
chenden Verwaltungsstreitigkeit bewirken könnte, 
zeugt von einer personengeleiteten Verwaltung, 
die (noch) nicht völlig in gesichtslosen Verfahrens-
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regeln und formalistischer Normenanwendung 
aufgegangen ist. Überspitzt ließe sich konstatieren, 
dass dieses Residuum der Personenherrschaft nun 
von gestärkten Akteuren der Rechtsherrschaft in 
seine Schranken verwiesen werden soll. Der Sym-
bolismus ist kaum zu übersehen und deutet einen 
politischen Hintergrund an, der sich in die neuer-
liche Suche der KP nach Legitimität im Recht im 
Zuge des 4. Plenum des 18. Parteitags einfügt. Es 
bleibt jedoch fraglich, ob die Position der Gerichte 
inzwischen tatsächlich so gestärkt ist, dass sie der 
ihnen zugewiesenen Rolle gerecht werden können 
und ob Behördenleitungen es nicht doch verstehen 
werden, sich regelmäßig dem Zugriff der Gerichte 
zu entziehen, so dass diese Reformmaßnahem dann 
vor allem auf der Ebene des Symbolischen verhaftet 
bleiben würde.


